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ausragende Leistungen in ~'orschung und Lehre ausgewiesen hahen, zur Aul­
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fessor Dr. Klau, Schreiner I Bielcfeld) - Stipendiat des Hi'ilori,clwn Kollt:gs 
im Kollegjahr I<JX7 ISS. Den Ohliegenheiten der Stipendiaten gem~iL\ hat 
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der Wi"en,ch"ften gehalten, der "Uefst in der "Histori,chen 7.eihchrift" 
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U BER lange Zeit standen Ideologie und zentrale Organisationen 
im Mittelpunkt der Historiographie zur deutschen Sozialdemokra­
tie. Nicht diese "klassische" Perspektive hestimmt den Schwerpunkt 
des folgenden Beitrags, sondern der Versuch, die Geschichte der So­
zialdemokratie und ihrer Aushreitung in die allgemeine Geschichte 
des deutschen Reiches einzuhetten, sozial historischen Fragestellun­
gen nachzugehen und insbesondere die Geschichte von Arheiter­
schaft und Arheiterhewegung zu verknüpfen. 

I. 

Das Jahr I X75 ist eine Ziisur in der Geschichte der deutschen 
Arheiterhewegung. Nachdem die Spaltung der politischen Arheiter­
hewegung durch den Zusammenschlul3 der "Lassalleaner" und der 
"Eisenacher"" auf dem Gothaer Einigungskongrel.\ und durch die 
daraufhin eingeleitete Verschmelzung der mit ihnen \erhundenen 
Gewerkschaftsorganisatilmen aufgehohen worden war, waren we­
sentliche Voraussetzungen für den Aufschwung zur Massenhewe­
gung geschaffen. Schon hei den Reichstagswahlen von I X77 gelang 
es der Sozialdemokratie. etwa 4(N'o der Stimmen in Grolhtädten mit 
einer evangelischen Bevölkerungsmehrheit wie Berlin und Hamhurg 
und in dem am sUirksten industrialisierten deutschen Staat Sachsen 
zu gewinnen und sich damit feste Hochhurgen zu sichern. 

Der Einigung von Gotha waren einige grundlegende und dau­
erhafte Prägungen der deutschen Arheiterhewegung vorangegangen. 

* J).:r Verfasser dankt 1I1rike Hacrendel für ihre Hilfe hei der Anfertigung 
der Tahellen. 
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Dazu sind zunächst die im westeuropäischen Vergleich außerordell(~ 
lieh frühe Gründung eigenständiger politischer Arheiterparteicil 
und deren scharfe Ahwendung vom Liheralismus und den Kr;irtcll 
der hürgerlichen Demokratie zu rechnen. Dieser Auflösung~pr()/d\ 
der ursprünglich hreiten Volkshewegung für Bürgerrechte, Iklllll~ 

kratie und Nationalstaat, der von Gustav Mayer stark \ereillra~ 

chend als "Trennung der proletarischen von der hürgerlichen Ik~ 
mokratie"') hezeichnet wurde, hatte vielfältige und regional ~(ar" 

unterschiedliche Ursachen. Dahei hahen die Auseinanderen(\\ick~ 
lungen der politischen Organisationen von Bürgertum und Arhcitt:r~ 
schaft sich weitgehend wechselseitig hedingt. Nehen der DitTcrcll~ 
zierung der sozialen und ökonomischen Interessen von Bürgertulll 
und Proletariat waren die amhivalente Haltung der Liheralen LU der 
demokratischen Forderung nach allgemeinem gleichem Wahlrccht. 
die weitgehende Weigerung der hürgerlichen Honoratiorenpolitiker. 
Arheiter an der Führung gemeinsamer Organisationen zu heteiligell. 
und das ungenügende Eintreten der Liheralen für die sozialen For~ 
derungen der Arheiterschaft mit ausschlaggehend, daß die gemein~ 
same Volkspolitik durch eine Klassenpolitik ersetzt wurde. Wesent~ 
lieh waren weiter die Niederlage und Spaltung des politischen Lihe~ 
ralismus und die Schwächung seiner demokratischen Elemente im 
Kampf um die Reform des preußischen Staates und hei der Grün~ 
dung des deutschen Nationalstaates. Der Prozeß der politischen 
Differenzierung wurde schließlich auch durch die zunehmende so~ 
ziale Polarisierung von Arheitern und Unternehmern in der Streik~ 
welle von I X6X his I xn gefördert. 

Die Konsequenzen aus der frühen Entstehung der politischen 
Arheiterhewegung - deren Chancen für ein separates Vorgehen 
auch durch die Gewährung de~ relativ demokratischen Reichstags~ 
wahlrechts gefördert wurden - sind für die deutsche politische Ent~ 
wicklung vor allem negativ zu heurteilen : das Reformpotential der 
Bewegungsparteien wurde durch die Spaltung geschwächt: die so~ 
zialistische Arheiterbewegung geriet an den Rand der Gesellschaft, 
und ihre Wirkungsmöglichkeiten wurden durch die Isolierung im 
politischen System entscheidend eingeengt: das Bürgertum wurde 
verstärkt auf den hestehenden Ohrigkeitsstaat und die alten hüro~ 

I) GI/I/al" Man'l". Die Trennung der proletarischen VOll der bürgerlichen De~ 
l1lokratie 1~()3-IX7(). Leipzig 1912. 
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kratischen und feudalen Eliten zum Schutz seiner Interessen vor ei­
nem sich offen zur Revolution bekennenden Proletariat verwiesen. 

Auch hinsichtlich ihrer sozialen Trjgergruppen') war die Grün­
dung von Arbeiterparteien verfrüht. Diese rekrutierten sich zu­
njchst vor allem aus den Gesellen und einzelnen, hiiufig von Verle­
gern für den Absatz ihrer Produkte abhjngigen Meistern hestimm­
ter traditioneller Handwerkszweige und den vom allmjhlichen 
Ühergang von der heimgewerhlichen zur fahrikmäl3igen Produktion 
hesonders hetroffenen Wehern etwa in den Textilregionen Glau­
chau-Meerane, um Chemnitz und in Crimmitschau. der südlichen 
Oherlausitz oder in Wuppertal und Aachen. ') Danehen ,pielten die 
Tahakarheiter und Buchdrucker eine groLle Rolle. zu denen seit den 
I ~7()er Jahren die Arheiter der Maschinenhauindustrie traten. wiih­
rend die Bergarheiter und die ungelernten Arheiter erst seit et\\ a 
1~9() allmiihlich in den Bannkreis der sozialistischen Arheiterhewe­
gung gerieten. So gut wie völlig aw,geschlossen waren die Landar­
beiter und das Gesinde. deren Rekrutierung für die Sozialdemokra­
tie und die Gewerkschaften his zum Ersten Weltkrieg an den staatli­
chen Repressivmaßnahmen. der Verweigerung de, Koalitions- und 
Streikrechts und der strikten sozialen und pt)litischen Kontrolle von 

Gutshesitzern und Bauern scheiterte. 
Mit der frühen Konstituierung der Arheiterparteien kontra­

stiert, im Vergleich vor allem mit Großhritannien. die relati\ spiite 
Entstehung und Konsolidierung der deutschen Gewerkschaftshewe­
gung. Neuere detaillierte Forschungen vor allem von Ulrich Lngel· 
hardt") haben gezeigt. daß die frühere Annahme. die deutschen (je­
werbehaften seien am Ende der I ~6()er Jahre primür ab Schi)pfung 

politischer Parteien entstanden. nicht mehr aufrechterhalten werden 
kann. Die ersten Gewerkschaften entstanden vielmehr, teilweise he-

') Zur Trüger,chart der rrüh<:n Arbeiterbew<:gung v gl. am Bei,piel v,)n '"eip­
lig. einem Zentrum der politischen Arbeiterbewegung. lIartllllll Zlrahr. Zur 
Kon,tituierung de, Proletariats als KI'hse. Strukturuntersuchung über ,LI, 
Leipziger Proletariat während der industriellen Revolution. Berlin (O,t) 

1975: JiirRell Koc!..a. Lohnarbeit und Kla,senbildung. Arbeiter und Arbeiter­
bewegung in Deutschland IXO(J-IX75. Berlin/Bonn 19X3. 
') Vgl. Harlllllll /.l1"ahr. Die Sym:hronisierung des Entwicklungsgang, von 
flourgeoisie und Proletariat als I-orschungsprohlem und Aurgahe. in: B/(j 
23, 19XI. XIOr. 
') Ulrich FIIRe/hart/l . .. Nur vereinigt ,i nd wir star],. ... Die AnLinge der deut­
schen Gewerkschaftsbe"egung IX62/63 bi, IX6970. :2 Bde. Stuttgart 1977. 



reits auf Vorläufer in der Revolution von 184~\l49 und (irtliche Un­
terstützungskassen von Gesellen und Fabrikarheitern zurückge­
hend, durchaus selbständig. 

Für den Ausbau und die Form der deutschen Gewerbchaftshe­
wegung haben dann allerdings - nehen der Gewährung eines einge­
schränkten Koalitionsrechts 1869 - politische Parteien al~ /.um Teil 
förderliche, zum Teil auch hemmende Faktoren eine wesentliche 
Rolle gespielt. Positiv wirkten die Parteien, indem sie für heruh­
übergreifende Gewerkschaften eintraten und die SolidariLit aller 
Arbeiter betonten. Damit wurde die Überwindung zünftIerischen 
Denkens begünstigt und die relativ frühzeitige Ausbildung gemein­
samer Organisationen von Facharbeitern, ungelernten Arbeitern 
und Frauen ermöglicht. Auch die insgesamt positive Beurteilung des 
technischen Fortschritts, die für marxistisches Denken typisch ist. 
wurde über politische Parteien vermittelt. Als negativer Parteiein­
fluß ist die Geringschätzung gewerkschaftlicher Arbeit zu werten, 
die im orthodoxen Lassalleanismus und seiner Auffassung vom 
ehernen Lohngesetz wurzelt. Auch die Aut\paltung der Gewerk­
schaftsbewegung in verschiedene Richtungsge\\.erkschaften war z.T. 
partei politisch bedingt, ist aber auf3erdem auf die anhaltende Bedeu­
tung der Konfessionen und die Herausbildung eigenst:indiger sOlia­
ler Ideen vor allem im deutschen Katholizismus zurückzuführen. 

Noch stärker als durch ihre fehlende Autonomie gegenüber den 
Parteien wurden der Ausbau und die innere Konsolidierung der Ge­
werkschaften durch ihre massive Bekiimpfung \on seiten der Arbeit­
geber und des Staates behindert. Die starke Orientierung der politi­
schen wie der gewerkschaftlichen Arbeiterbewegung am Staat. die 
enge Verbindung von Gewerkschaften und Parteien, der frühe 
Übergang von der Handwerker- und Gesellenbewegung zur Klas­
senbewegung der Arbeiter, wie auch der im europiii~chen Vergleich 
geringe Einfluß syndiblistischer Ideen hahen in der bfahrung lkr 
Abhängigkeit von staatlicher Politik und Verwaltung ihre tieferen 
Ursachen. 

Die Gründung dö Deutschen Reiches hat - wie bereits l\1ar\ 
und Engels klar sahen') - mit der Schaffung eines grölkren Wirt-

') Vgl. !lalll-}osc! S·{eillhl'rg. Sozialismus. Internationali,mus und Reich,· 
gründung. in: Theodor SchiederTrnst Deuerlein (Hrsg.). Reic'hsgründung 
I ~nO!7I. Tatsachen. Kontrmersen, Interpretationen. Stuttgart 1970. 
319-344, he,. 3241'., 329 C .• 333-335. 339-341. Marx schrieh hereits am 20. 

_________________________ t: .. 2' ......... ~~" __________ __ 
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schaftsraumes, der die Industrialisierung förderte, und der Bildung 
eines zentralen Parlaments langfristig die Rahmenbedingungen für 
die Entwicklung der deutschen Arbeiterbewegung entscheidend ver­
bessert. Vor allem war damit die Möglichkeit zur nationalen Organi­
sation gegeben. 

Zuniichst jedoch hat die Verwirklichung der ursprünglich in er­
ster Linie von liberalen, demokratischen und sozialistischen Krüften 
getragenen Forderung nach nationaler Einigung durch den im Ver­
fassungskontlikt siegreichen militürisch-bürokratischen preußischen 
Staat und die alten politi~chen Eliten, ohne gleichzeitige innere Re­
form des Staates, einen Rückschlag für die Arbeiterbewegung be­
deutet. Die gesellschaftlich-politische Isolierung der Bewegung und 
die Repression ihrer Organisationen verschiirften sich unter dem 
Eindruck der großen Streikwelle I X6X-1 xn und der wirtschaftli­
chen Kri~e nach Ixn. Nicht zuletzt trug auch die Pariser Kommune 
von I X71, mit der sich die Führer der deutschen Sozialdemokratie 
identifizierten"), zur akuten Neubelebung der für das 19. Jahrhun­
dert so typischen Revolutionsfurcht weiter Teile des Bürgertums 
und der herrschenden Eliten bei. Die von der Zuspitzung der Aus­
einandersetzungen besonders betroffenen Gewerkschaften haben 
erst I xn wieder den Mitgliederstand von I X6X'69 erreichen kön­
nen. 

Die beiden rivalisierenden Arbeiterparteien haben sich ab Ant­
wort auf den Druck von außen, den zunehmenden Einigungs­
wunsch der Mitglieder und die ökonomische Krise seit I xn - wie 
schon erwiihnt - I X75 zur Sozialistischen Arbeiterpartei Deutsch­
lands verbunden, obwohl \\eder der ideologische Khirungsprolel.\ 
abgeschlossen war noch klare Vorstellungen über Strategie und Ta~­
tik der neuen Partei bestanden. Man hat das Vereinigungspro­
gramm, das nach seinen Worten trotz allen "demokratischen Ge­
klingels" noch "durch und durch vom Untertanenglauben der Las-

Juli I S70 an Engels, daß hei einem Sieg der Preußen das deutsche Üherge­
wicht den ,.Schwerpunkt der westeuropiiischcn Arheiterhewegung von 
hankreich nach Deutschland verlegen" werde, wa, er wegen der theoreti­
schen und organisatorischen Üherlegenheit der Deutschen üher die französi­
sche Arheiterklasse ausdrücklich hegrüße: "Ihr Ühergewicht auf dem Welt­
theater üher die französische wiire zugleich das Ühergewicht unI,.('/" Theorie 
üher die Proudhons etc:'; Marx-Engels-Werke. Rd. 33. Berlin (Ost) 1966.5. 
e) Vgl. bes. die herühmte Reichstagsrede von August Behel vom 2<;. Mai 
1)\7 L in: Stenographische Rerichte üher die Verhandlungen des Reichstags, 
I. Legislaturperiode, I. Session. Ild. 2, 920 f. 
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salle'schen Sekte an den Staat verpestet" sei, scharf kritisiert.-) Tat­
siichlich entsprach das Programm 1875 dem theoretischen Eklekti­
zismus bei der sozialistischen Parteien, die Ideen und Argumente al­
len möglichen Ursprungs aufgriffen, Die Voraussage von Engels, 
da!.) die I::inigung auf der Basis des Gothaer Programms von 1875 
kein Jahr überdauern werde'), erwies sich dennoch als fabch. Die 
organisatorische Einigung bildete die Voraussetzung für die Selbst­
behauptung der Partei in den zwölf Jahren des Sozialistengesell.ö 
nach I X7X und für den Aufschwung der Sozialdemokratie zur größ­
ten politischen Massenbewegung des Bismarckreiches. 

Das innere Zusammenwachsen der bei den konstituierenden 
Gruppen der neuen Partei wurde entscheidend durch das Soziali­
stengesetz von 1878 gefördert. Bismarck wollte mit diesem Gesetz 
die sich schnell ausbreitende sozialistische Bewegung zerschlagen, 
ehe sie dem preußisch-deutschen Obrigkeitsstaat gefährlich werden 

konnte. 
Die sozialistische Arbeiterbewegung im Reich konnte sich trotz 

der Anfangserfolge der Unterdrückungspolitik jedoch nicht nur be­
haupten, sondern ihre Position sogar entscheidend verbessern. 
Diese erstaunliche Entwicklung hängt natürlich in erster Linie mit 
dem Übergang zur Industriegesellschaft in Deutschland und der 
entsprechend rasch wachsenden Schicht der Industriearbeiter sowie 
dem Mut und dem Erfindungsreichtum der Sozialdemokratie beim 
Aulhau von illegalen Geheimorganisationen und von Tarnorganisa­

tionen zusammen. 
Wichtig war abn auch, daB - im Gegensatz zur späteren viel ri­

goroseren nationalsozialistischen Unterdrückung - die bestehende 
Verfassung des Bismarckreiches, die Gesetze und ihre Interpretation 
durch Verwaltung und Gerichte der politischen Verfolgung auf­
grund des Ausnahmegesetzes gewisse Grenzen setzten. Die bedeu­
tendste Bastion der Rechtsstaatlichkeit bildete das Reichstagswahl­
recht, das der Sozialdemokratie die Möglichkeit gab, sich trotz des 
Vernots der Parteiorganisation weiter an Wahlen, die rechtlich als 

-) Kar! Mars, Randglossen zum Programm der deutschen Arheiterpartei, in: 
Man-Engels-Werke, Bd. 19. Berlin (Ost) 1962, 15-32, hier 31. 
x) Vgl. den Brief von Friedrich Fngeb an August Bebel vom I S.[-2S.] Mür7 
I X75, in: August Behels Briefwechsel mit hiedrich Engels. H rsg. \. Wem('/' 

BlulIlcllhcrg. London ete. 1905, :n. 
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Wahlen von Personen, nicht Parteien galten, zu beteiligen") und da­
mit auch öffentlich zu wirkerl. So rückten gerade in der Zeit des So­
zialistengesetzes die Propaganda hei Reichstagswahlen und die vor 
allem als Agitation verstandene parlamentarische Arheit noch stär­
ker als vorher in den Mittelpunkt der politischen Tätigkeit der So­
zialdemokratie. Diese Taktik, den Kampf auf die politische Aktion 
im Wahlkampf und in den Parlamenten zu konzentrieren, verband 
sich mit einer scharfen Ahgrenzung von den Anarchisten. Sie hat 
die deutsche Sozialdemokratie zur ersten großen Massenpartei der 
Arbeiterschaft der ganzen Welt und damit auch zum Vorhild vieler 
der in den Jahrzehnten vor 1914 in Mittel-, Nord-, Ost- und Westeu­
ropa aufkommenden sozialistischen Parteien gemacht. Gerade der 
Erfolg dieser Taktik bis )):\90 hat später aher auch ihre Ergiinzung 
durch andere Millel des Kampfes - etwa den politischen Massen­
streik - erschwert. 

Eine entscheidende Verbesserung ihrer Wirkungsmöglichkeiten 
erfuhren die Sozialdemokratie und die Gewerkschaften noch wäh­
rend der Zeit des Sozialistengesetzes durch die herühmten Sozial ver­
sicherungsgesetze der I~t\()er Jahre, mit denen Deubchland das er­
ste moderne System sozialer Sicherheit in der Welt schul'. Die Ein­
führung der Sozialversicherung diente zwar ausdrücklich auch der 

") So hat aufgrund der Beschwerde eines W:ihlers im Auftrag des Reichs­
kanzlers Bisman:k sein Sohn Herhert Anfang Oktohcr I XX I den Unterstaah­
sekretiir Franz Johanncs von Rottenhurg geheten, den Staatssekreüir im 
Reichsamt des Innern und preuBischen Staabminister Karl Heinrich von 
Boetticher zu fragen, oh man nicht in Hamhurg wegen Verletzung des Wahl­
rechts friedlicher Rcichshürger intervenieren ,olle. Der ~ 17 des Reichswahl­
gesetzes, der hestimmte, daß die Wahlherechtigten das Recht hahcn. Jum 
Betrieh der den Reichstag hetreffenden Wahlangelegenheiten Vereine zu hil­
den und in geschlossenen Riiulllen unhewalTnet ölTentlieh Versammlungen 
zu veranstalten", sei seihst hei einer Verhiingung des kleinen Belagerungszu­
standes nach ~ 2S des Sozialistengesetzes nicht suspendiert worden. Sofern 
die Be,chwerde üher die Einschriinkung des Wahlrechts hegründet sei, in­
volviere das Verhalten der Hamhurgcr Behörden einen Verstol.l gegen ein 
Gesetz, der ein Finschreiten des Reichskanllers nach Artikel 17 der Reichs­
verfassung hegründe. Auf Ersuchen des Reichskanzlers hat Boetticher direkt 
wegen dieser Beschwerde an den Hamhurger Senat gcschriehen; vgl. Schrei­
hen von Herhert Bismarck an Rottenhurg vom 5. IU. I~~I, Schreihen Rot­
lenhurgs an Graf Herhert Bismarck v. 7. 10. I Xt: I und Schreihen Hcrhert Bis­
marcks an Roltenhurg v. X. 10. I X~ I, in: Hamhurger Bihliothek für Sozialge­
schichte und Arheiterhewegung, Nachlal.l Schulz, Reichskall7lei-Reichstags­
Sachen, Die Reichstags\\ahIen, Nr. 3, Bd. 3. Auslüge, X/20Y-~OYa. 
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Absicht, der sozialistischen Bewegung durch konkrete Sozialrefor­
men das Wasser abzugraben und die Arbeiterschaft "durch erkenn­
bare, direkte Vorteile", wie es in der Begründung des ersten Ent­
wurfs des Unfallversicherungsgesetzes vom 8. März 1881 heißt, en­
ger an den Staat zu binden.''') Tatsächlich haben die Sozialversiche­
rungsgesetze aber entscheidend zum Neuaufbau der politischen und 
gewerkschaftlichen Arbeiterbewegung bereits während der Zeit des 
S07ialistengesetzes beigetragen.") Die durch das Krankenversiche­
rungsgesetz zugelassenen freien Hilfskassen dienten vielfach als le­
galer Ersatz für die verbotenen sozialdemokratischen Organisatio­
nen, besonders aber als Ausgangspunkt für den bereits 1883 in grö­
Ikrem Umfang einsetzenden Neuaufbau gewerkschaftlicher Zen­
tralverbiinde. Die Diskussion der Gesetzentwürfe und Gesetze zur 
S07ialversicherung gab die Möglichkeit zur legalen Agitationstätig­
keit auch in der Zeit, in der keine Wahlkämpfe stattfanden. 

Bismarcks unmittelbares Ziel, durch die Sozialversicherungsge­
selle die Arbeiter von ihren Führern zu trennen, ist so zweifellos ge­
scheitert. Langfristig haben aber die durch die Gesetze mitbewirkte 
Verbesserung der sozialen Lage der Arbeiter sowie die in den Selbst­
verwaltungsorganen der Sozialversicherung gegebenen Mitwir­
kungsmöglichkeiten zum Abbau von Klassenspannungen und zum 
Vordringen reformistischer Tendenzen in der Arbeiterbewegung 
beigetragen. 

Das Erstarken der sozialistischen Bewegung, besonders der Ge­
werkschaftsbewegung, ging nicht nur auf die Ausnutzung der durch 
Verfassung, Rechtsprechung und Sozialversicherungsgesetze gege­
benen Wirkungsmöglichkeiten zurück, sondern hing auch ursiich­
lieh mit der Verbesserung der Wirtschaftslage zusammen. Schon in 
den zwei kurzen Phasen wirtschaftlichen Aufschwungs 1881/82 und 
1885/86 kam es in der ersten zu einer Versammlungs- und Petitions­
bewegung, in der zweiten zu einer Neubelebung der Streikaktivitä­
ten. In der Hochkonjunktur der Jahre 1888 bis 1890 gelang schliel.l­
lieh den deutschen Gewerkschaften im Zuge einer alle Industrie­
nationen Europas erfassenden großen Streikwelle der Durchhruch 
zur Massenbewegung. 

'0) Vgl. Begründung zum Entwurf eines Gesetzes hetr. die Unfallversiche­
rung der Arheiter, in: Sammlung sämtlicher Drucksachen des Reichstags, 
IV. Legislaturperiode, IV. Session lXXI, Bd. I, Nr. 41,17. 
") Gerhanl A. Riller. Sozialversicherung in Deutschland und England. Ent­
stehung und Grundzüge im Vergleich. München 19S3, 50. 
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Das Sozialistengesetz, dessen Nichtverlängerung Im Reichstag 
im Januar IX90 bereits in die Vorgeschichte von Bismarcks Sturz ge­
hört, hat die weitere Entwicklung der Sozialdemokratie wesentlich 
beeinflußt. Es bewirkte zunächst einen Prozeß der ideologischen 
Klärung. Obwohl das Gesetz letztlich aus obrigkeitsstaatlichen 
Denktraditionen zu erklären ist, so konnte es doch auch klassenge­
sellschaftlieh gedeutet werden. Nach Meinung vieler Arheiter hatte 
der Staat in den Auseinandersetzungen zwischen Arbeitern und Un­
ternehmern zugunsten der letzteren eindeutig Partei genommen und 
damit gewissermaßen den empirischen Beweis für die marxistische 
Interpretation des Staates als eines Instruments einer feudal-hürger­
lichen Klassengesellschaft erbracht. Auf dem Hintergrund der Er­
fahrungen des Sozialistengesetzes wurde daher ein durch die Inter­
pretation Kar! Kautskys verkürzter Marxismus ohne ernsthafte 
ideologische Konkurrenz im Erfurter Programm von IX91 12

) zur of­
fiziellen Ideologie der Partei erhohen und der Sozialismus der Partei 
vom ,Staatssozialismus', der his zur Mitte der IX80er Jahre in der 
Sozialdemokratie noch viele Anhänger hatte, scharf ahgegrenzt. 'l ) 
Gleichzeitig wurde die Kluft zwischen Arheiterschaft und Staat ver­
breitert und die Ahschottung von der hürgerlichen Gesellschaft, die 
diesen Staat trug, verschiirft. 

Die von außen aufgezwungene Ghettoposition hat die Selbst­
isolierung der Partei als Reaktion verstärkt. Nicht zuletzt aufgrund 
der Erfahrungen während des Sozialistengesetzes hahen vor allem 
die Führer der Sozialdemokratie von der Berührung mit anderen poli-

") Zur Rolle Kautskys bei der [nhtehung de;, !c.rfurter Programm, ",' lI/­
grit/ Gilcher-HolfCl', Das Mandat des Intellektuellen, Karl Kautsky 1I11c1 die 
Sozialdemokratie. Beriin o.J. [I<)X6], 60-77 sowie Anhang. 
") Vgl. zur Diskussion über den Staatssozialismu, Vernol1 L. Lid/ke, German 
Social Democracy and German State SociaIism I X76-I XX4, in: I RSH <), 
1'164, 202-225: Ursula Mi//mann, Das Postulat der innerparteilichen Demo­
kratie. Der DampfersubventioJ1',streit IgX41X5, in: IWK 11, 1<)75, I-30, Der 
Dampfersubventionsstreit. bei dem es um die in der P,rrtei ,ehr kontroverse 
Frage der Bewertung \' on Regierungsvorlagen zur staatlichen Subvention 
von Postschiffahrtslinien nach Übersee und damit nach Meinung vieler Par­
teimitglieder um eine staatssozialistische Maßnahme ging, ist u. a. durch die 
Reichstagsdebatten, die Artikel im ,Sozialdemokraten', dem in Zürich er­
scheinenden illegalen Organ der Partei, und die Veröffentlichung der den 
Streit betreffenden wichtig<;ten Briefe führender Sozialdemokraten (Im 
Kampf um den revolutioniiren Charakter der proletarischen POlrtei. Briefe 
führender Arbeiterfunktionüre Dezember I RS4 bis Juli I/;X5. Berlin (Ost) 
I <)77) gut dokumentiert. 
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tischen Parteien oder anderen sozialen Kränen als der Lohnarheiter­
schaft eine Verwässerung der Prinzipien und eine Aufgahe des Klas­
sencharakters der Partei hefürchtet. Dieser Charakter der deutschen 
Sozialdemokratie als Staat im Staate, als Gesellschaft in der Gesell­
schaft, wurde erst in den Jahren des Sozialistengesetzes \011 ausge­
prägt. Die sozialistischen Arbeiterorganisationen, die jetzt zuneh­
mend auch den Bereich der Freizeit, der Bildung, des Sports in eige­
nen Vereinen erfaßten, wurden Teil einer spezifischen Arheiterkultur, 
die in enger Beziehung zur sozialdemokratischen Bewegung stand. 

Die skizzierte Entwicklung hat den Wandel der Sozialdemokra­
tie von einer Klassenpartei zu einer Volkspartei erschwert. Gleich­
zeitig hat die politische Isolation es der Sozialdemokratie fast un­
möglich gemacht, ihr Machtpotential für politische und soziale Re­
formen voll zum Tragen zu hringen: dieses Manko hat indirekt die 
Position dö Obrigkeitsstaates gefestigt. Die Bürde dieser Tradition 
hat noch in der Weimarer Republik die Zusammenarbeit der nun 
staatstragenden Sozialdemokratie mit anderen politischen Kräften 
helastet. 

Im Gegensatz zu diesen negativen Auswirkungen des Soziali­
stengesetzes gehören die weitgehende Identifikation der gewerhli­
ehen Arheiter mit der Sozialdemokratie und den Freien Gewerk­
schaften, die Ahschleifung der politischen Differenzen zwischen Ar­
heitern verschiedener Berufe. zwischen ungelernten und gelernten 
Arheitern, die Festigung von Solidarität und Disziplin innerhalh der 
Bewegung und die damit im Zusammenhang stehende Schaffung 
einer relativ modernen, effektiven Organisationsform vor allem in 
den Gewerkschaften zu den positiven Folgen der Verfolgungsjahre 
für die Arheiterhewegung. 

So gelang es den deutschen Gewerkschaften, indem sie das 
Prinzip des Zentralverhandes gegenüber lokalistischen Organisa­
tionsformen durchsetzten und erste Industrieverbände hildeten, 
zünftierische Traditionen in größerem Maße abzustreifen, als das 
bei einer ungebrochenen Entwicklung wohl der Fall gewesen wäre. 
Die relative Modernität der deutschen Gewerkschaften, die mit ih­
rer späten Entstehung und ihrer lange durch den Staat behinderten 
Entwicklung zusammenhängt, bildet einen Kontrast zum Charakter 
der verhältnismäßig früh entstandenen britischen Gewerkschaften, 
die - etwa in Kampfriten und Organisationsformen - ihre Orientie­
rung an frühindustriellen Bedingungen bis heute nicht ganz verloren 
haben. 

_______________________________________________ !_ .. f_t __ .I1111 ................. ~~ 
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Nach der Wiederhelehung der Konjunktur I !\95 hahen die 
deutschen Gewerkschaften auf der Grundlage der großen Neustruk­
turierung in den frühen I !\90er Jahren ihre Organisationen in immer 
weiteren Industrien und Gehieten des Reiches aushauen können. 
Mit üher 2'1, Millionen Mitgliedern erreichten die gesamten deut­
schen Gewerkschaften 1907 fast Gleichstand mit den hritischen Ge­
werkschaften, die 2/'; Millionen Organisierte verhuchen konnten, 
während 1895 die deutsche Mitgliederzahl von 330000 noch fast um 
das Fünffache von der hritischen ühertroffen worden war.'") Seit 
der ökonomischen Krise von 1907 hat sich allerdings das Wachstum 
der Gewerkschaften deutlich differenziert und z. T. verlangsamt. 
Nicht nur die Gegenwehr der Unternehmer verschärfte sich, son­
dern es zeigte sich jetzt, daß das Rekrutierungspotential der Ge­
werkschaften vor 1914 hegrenzt war. Es gelang ihnen nicht, die 
Staats- und Gemeindearheiter sowie die Angestellten in größerem 
Umfang zu organisieren. Die Masse der vor allem in der Textil- und 
Bekleidungsindustrie arbeitenden Frauen wurde von den Gewerk­
schaften nicht erfaßt, und auch die Organisationsarheit unter den 
Jugendlichen traf auf zunehmende Schwierigkeiten. Ohwohl die 
Mitgliederzahl aller deutschen Gewerkschaften 1907 his 1913 noch 
einmal um etwa ein Drittel auf ca. 3 Millionen zunahm, blieb sie da­
mit nun wieder weit hinter den britischen Gewerkschaften mit ihren 
4,3 Millionen Mitgliedern in diesem Jahr zurück. Zudem war die 
Wirksamkeit der Gewerkschaften fast völlig auf die Städte begrenzt. 

Für die Geschichte der deutschen Sozialdemokratie markiert 
das Jahr I !\90 eine erneute Zäsur. Wenige Wochen nachdem die So­
zialdemokratie bei den Wahlen vom Februar 1890 zur stärksten Par­
tei des Landes geworden war, wurde mit Bismarck der gefährlichste 
Gegner der Bewegung gestürzt. Der Kaiser seIhst verkündete in zwei 
Erlassen vom 4. Februar ein großzügiges Programm sozialer Refor­
men, das den sozialpolitischen Bestrehungen der Sozialdemokratie 
weit entgegenkam. Gleichzeitig wurden die 1879 eingeführten und 
in den 1!\!\Oer Jahren mehrfach erhöhten Getreidezölle, die die Le­
benshaltungskosten der Arbeiterschaft verteuert hatten, in den frü-

14) Für die Mitgliedszahlen der deutschen Gewerkschaften vgl. Genf Ho­
horsl/ Jürgen Kocka /Gerhard A. Riller. Sozialgeschichtliches Arbeitsbuch. 
Bd. 11: Materialien zur Statistik des Kaiserreichs 1870-1914. 2. Aufl. Mün­
chen 1978, 135-137. Für die Mitgliedschaft der britischen Gewerkschaften 
vgl. Henrr Pelling. A History of British Trade Unionism. London 1963,262 f. 

$ 
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hen 1890er Jahren gesenkt. Der von einigen Gruppen der hohen Be­
amtenschaft und von bürgerlichen und christlichen Sozial reformern 
mit Elan aufgegriffene Versuch, die Arbeiterschaft durch einen 
"Neuen Kurs" innerlich für den Staat zu gewinnen und so der revo­
lutionären Agitation den Boden zu entziehen, ist aber schon nach 
wenigen Jahren wieder abgebrochen worden. Damit wurde auch die 
Chance verpaßt, die innere Entwicklung der deutschen Arbeiterbe­
wegung stärker zu beeinflussen. 

Daß diese Chance real gegeben war, zeigte sich an dem Auf­
kommen reformistischer Tendenzen in der Partei als Antwort auf 
die Politik des Neuen Kurses. Sie fanden ihren Hauptexponenten 
zunächst in dem bayerischen Sozialistenführer Georg von Vollmar, 
der 1891 dafür eintrat, die gesamte K raft der Sozialdemokratie auf 
die Herbeiführung konkreter Reformen zu konzentrieren.") Die 
Politik Vollmars wurde von der Gesamtpartei nicht akzeptiert. 
Diese folgte damit ihrem Parteiführer Bebei, der der Meinung war, 
daß Vollmars Taktik auf ein Paktieren mit bürgerlichen Kriiften 
hinauslaufe und das Rückgrat der Partei zu einem Zeitpunkt bre­
chen werde, in dem der Untergang der kapitalistischen Gesellschaft 
und der Sieg der Partei in wenigen Jahren zu erwarten sei.'n) Ähn­
lich wie Bebel rechnete auch Friedrich Engels fest mit dem Sieg des 
Sozialismus in Deutschland bis etwa zur Jahrhundertwende.'-) 

Der bekannteste Ansatz zur Korrektur der überkommenen Auf­
fassungen und der daraus abgeleiteten Strategie und Taktik der Par­
tei ging am Ende der 1890er Jahre von Eduard Bernstein aus. Im 
Gegensatz zu den Reformisten um Vollmar sowie vielen pragma­
tisch orientierten Gewerkschaftsführern, die an Fragen der Theorie 
nicht interessiert waren, wollte Bernstein die nach seiner Meinung 
bestehende Kluft zwischen der revolutionären Theorie und der re­
formistischen Taktik der Partei durch eine Revision der marxisti-

") Vgl. die berühmten Münchner Reden Vollmars: "Über die niichsten Auf­
gaben der deutschen Sozialdemokratie". :2 Reden, gehalten am I. Juni und 
6. Juli 1891 im ,Eldorado' zu München. München IX91. 
10) Vgl. Bebeis Rede auf dem Parteitag der Sozialdemokratie von IX91, in: 
Protokoll über die Verhandlungen des Parteitags der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands. Abgehalten zu Erfurt vom 14. bis :20. Oktober I X91. 
Berlin 1891. 172-175. 
") Vgl. Friedrich EI/gels, Der Sozialismus in Deutschland, in: Neue Zeit X, 
I !\91 /92, Bd. I, 583. 

"A 
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sehen Doktrin überwinden.'") Bernsteins Zweifel am Marxismus, 
die nicht zufjllig mit dem Konjunkturaufschwung nach I X95 zusam­
menfielen, beruhten vor allem darauf, daß der von Marx vorherge­
sagte und im Erfurter Programm von 1891 zur offiziellen Parteimei­
nung erhobene Entwicklungsverlauf der kapitalistischen Gesell­
schaft nicht mit der tatsiichlichen Entwicklung übereinstimmte. In­
dem Bernstein anhand einer Analyse der realen Verhältnisse auf­
zeigte, daß die den Zusammenbruch retardierenden oder sogar ver­
hindernden Faktoren der kapitalistischen Gesellschaft sehr viel stiir­
ker waren, als man bisher angenommen hatte, traf er den Nerv der 
politischen Strategie der Partei. Diese hatte auf der Voraussetzung 
beruht, daß die politische Macht der Sozialdemokratie gewisserma­
ßen ,on selbst als Frucht der kapitalisti~chen Entwicklung in den 
Schoß fallen würde. Der Kapitalismus werde ein ständiges Anstei­
gen der Zahl der Arbeiter, ein Zusammenschmelzen des Mittelstan­
des, eine zunehmende Verelendung des Proletariats und immer häu­
figere und schwerere Krisen der Wirtschaft bewirken. Man wartete 
also auf immer mehr Elend und auf immer mehr Krisen, bis aus die­
ser Misere im endgültigen Zusammenbruch der kapitalistischen Ge­
sellschaft in der großen Endkrise schließlich wie Phönix aus der 
Asche der ideale Zukunftsstaat der Sozialdemokratie entstehen 
würde. Es lagen dieser Auffassung ein extremer wirtschaftlicher De­
terminismus und eine völlige Unterschützung des Eigengewichh der 
Politik, soweit sie nicht Organisation oder Propaganda war, aber 
auch der besonderen historischen, verfassungsrechtlichen und \\irt­
schaftlichen Bedingungen Deutschlands zugrunde. Faktisl'h han­
delte es sich um eine Politik des Immobilismus, in der die Bedeu­
tung konkreter Reformarbeit unterschätzt wurde und in der es keine 
klaren Vorstellungen üoer den Weg zur Gewinnung der Macht 
gab."I) 

") So schrieb Bernstein an Bebel in einem Brief vom 20. Oktober I Wi~: "Ich 
will daher auch gar nicht die wirkliche Politik der Partei reformiren ... wo­
nach ich strebe und ... als Theoretiker auch streben mull, ist Einheit zwi­
schen Theorie und Wirklichkeit, zwischen Phrase und Aktion herzuo;tellen."· 
hefur Adler. Briefwechsel mit August Bebel und Karl Kautsky. Geo;ammelt 
u. erl. v. Friedrich Adler. Hrsg. v. Parteivorstand der Sozialistischen Partei 
Österreichs. Wien I Y54, 25Y. 
''') Vgl. Kar! Kal/f.lk\'. Ein sozialdemokratischer Katechismus. in: Neue Zeit 
XII, 1~\YJ/94, Bd. I, J6X. In dem Werk von Gilchcr-l!ol!lT. Das Mandat des 
Intellektuellen (wie Anm. 12), wird Kauto;ky gegen den Vorwurf eines rein 
ökonomischen Determinismus in Schutz genommen und betont, daß auch 
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Bernstein hatte ver,ucht. mit seiner Kritik der Parteidoktrin IU 

erreichen, dal3 man in der von ihm aufgewerteten prakti,chenLitig­

keit der Arbeiterorganisationen das Mittel zum Aufbau der sO/iali­

stischen Zukunft, das Instrument zur Durchsetzung einer wahren 

Demokratie in Deutschland sühe. Bei dem Kampf um die Vemirkli­

chung dieser Ziele sollte die Sozialdemokratie ab eine "demokra­
tisch-sozialistische Reformpartei"'") bewul.\t auch die Zusammenar­

beit mit bürgerlich-demokratischen Kräften suchen. 
Die P,Jrtei hat als ganze vor dem Ersten Weltkrieg nicht die 

Kraft gefunden, aus den von Bernstein aufgezeigten Realitiiten die 
notwendigen Konsequenzen zur Änderung ihrer Theorie, ihrer Stra­

tegie und ihrer Taktik zu ziehen. Der Revisionismus Bernsteim 

wurde mehrfach, zuletzt auf dem Parteitag in Dresden Il)OJ, vcrur­

tei It. 
Die Politik der politischen Abstinen...: und des Abwartens wurde 

,chlieLllich nicht nur HlIl rechts - von den Reformisten und Revisio­

nisten -, sondern vor allem seit der Ru"ischen Revolution von Il)()'\ 

auch von einem linksradikalen Parteitlügel um Rosa Luxemburg 
und Karl Liebknecht kritisiert. Deren Meinung nach sollten die re­

volutioniiren Aspekte der Parteitaktik sLirker zum Tragen kommen 

und der politische Massenstreik anstelle des Wahlkampfes und der 
parlamentarischen Agitationsarbeit zum entscheidenden, die Ma,­

sen aktivierenden und schulenden Kampfmittel der Sozialdemokra­

tie werden. 

11. 

Der Revisionismus und Reformismus wie auch der Radikalis­

mus waren keine einheitlichen geschlossenen Konzepte. Die Revi­

sion der überkommenen Theorie und der aus ihr abgeleiteten politi-

für ihn der Kla"cnkamrf de, Proletariats, der von der !-.rkenntnis der von 
Marx rrognostizierten hi,torisch-ökonomi,chen lntwicklungstenden/en ge­
leitet werden sollte. ein wesentliches Element ,einer Theorie und seiner roli­
tischen Strategie für die Transformation der karitalistischen in eine soziali­
stische Gesellschaft gewesen sei. Kautsky hat jedoch nicht gesehen. daß die 
Prognose von Marx in vielen Punkten nicht der Wirklichkeit nll'derner kari­
talistischer Gesellschaften entsprach und seine Theorie als Instrument zur 
Ver~inderung des Kaiserreiches versagte, indern sie den Weg der e\olutionii­
ren Reform faktisch ausschloß. ohne eine realistische revolution:ire Alterna­
tive zu bieten. 
"') Edllard Bermlein. Die Voraussetzungen des Sozialismus und die Aufga­
ben der Sozialdemokratie. Stuttgart I ~N9, I (,:'i. 
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sehen Strategie und Praxis hetraf, wenn man \on Ausnahmen - wie 
Bernstein - ahsieht, meist nur hestimmte Aspekte der Parteitiitigkeit, 
in denen man durch Korrektur dogmatischer Fest\egungen mehr 
Bewegungsfreiheit für die eigene konkrete Arbeit erreichen wollte. 
Die typischen Reformisten - die sozialdemokratischen Abgeordne­
ten der süddeutschen Landtage, die Kommunalpolitiker, die Vertre­
ter der Partei in den gewiihlten Körperschaften der Sozialversiche­
rung und anderen sozialpolitischen Institutionen des Kaiserreiche~ 
sowie auch die meisten Gewerkschaftsführer - gingen theoretischen 
Fragen und grundsiitzlichen Auseinandersetzungen möglichst völlig 
aus dem Weg, um nicht nach ihrer Meinung unnötige Widerst~in(k 
gegen ihre Politik zu mobilisieren. 21

) 

Der Reformismus war so vor allem eine Konsequenz aus (kr 
Entwicklung der Arbeiterbewegung zur Ma~senbewegung und der 
damit verbundenen immer weiteren Ausdehnung ihres Tiitigkeihfel­
des. Dahinter stand die Notwendigkeit, nehen der Vertröstung auf 
die vage und allm~ihlich verhlassende Utopie des sozialistischen Zu­
kunftsstaates, für die konkreten Interessen der Arheiter einzutreten 
und sich daher den Bedingungen einer erfolgreichen praktischen 
Arheit anzupassen: das hiel3, man mußte die Regeln der I nstitutio­
nen, in denen man wirkte, akzeptieren und zur LJherwindung der 
politischen und sozialen Isolation der Arheiterorganisationen Bünd­
nispartner in anderen sozialen Lagern und hei anderen politischen 
Kriiften suchen. Daher waren Reformismus und RevisionismLb 
auch nicht mit Resolutionen - II ie der des Dresdener Parteitages 
von 11)()3 - auszumerzen. Ihnen wuchsen vielmehr wie der Hydra 

der Sage immer neue Köpfe nach. 
Die Chancen erfolgreicher praktischer Arheit und damit die 

Entwicklung reformistischer Tendenzen in der Partei wurden weit­
gehend durch die Umwelt der Arbeiterorganisationen bestimmt, die 

21) Typisch dafür ist die Haltung Voll mars, des wichtigsten Führers der Re­
f('rmisten, 7um vDrgehen Bernsteins. In einem Brief 10m 2~. 10. UNl) kriti· 
siert er Bernstein. mit dem er in vielen Punkten üht:rcinstimmc. wegen seiner 
"Hypertrophie des Gewissens". seinem "Drang des Bekennens und Aufti­
schen,;". Seit dem Parteitag Vl1n Erfurt I Xl) I. auf dem Voll mars reformisti· 
sche Ansichten scharf kritisiert worden waren. rede er weniger und handle 
mehr. "Die Stral.k ist jeu! frei fLir die naturgemiil.lc !-.n!\\icklung - man darf 
der Kolonne nur keine Lihermül.\igen Mar~chlcistungen zLlmuthen. dann 
\\ird Alles gehen. Die ,Eroherung der politischen Macht' wird L1mso gröl.kre 
Fortschritte machen." Vollmar an Bernstein. 2~. 10. IXl)l). NachlaLl Vollmar 
im Internationalen Institut fLir Sozialgeschil'hte in Amsterdam. Nr. 236X. 
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trotz ihrer Tendenz zur Ausbildung einer eigenen Subkultur und ih­
rer Forderung nach revolutionärer Transformation der bestehenden 
Ordnung ein system immanenter Bestandteil der bürgerlichen Ge­
sellschaft waren und daher in enger Wechselwirkung mit dieser 
standen. 

Die regionale Stärke des Reformismus oder Radikalismus war 
mit der regional vorgefundenen Sozial- und Wirtschaftsstruktur und 
dem Charakter der Arbeiterschaft, vor allem aber mit den politi­
schen Rahmenbedingungen und hier besonders mit der Position der 
Sozialdemokratie im Parteiensystem und in den Landtagen der 
deutschen Einzelstaaten eng verbunden. Diese Position wiederum 
hing weitgehend von dem bestehenden Landtagswahlrecht ab, das 
im Vergleich zu dem relativ demokratischen Reichstagswahlrecht 
meist eine erhebliche Diskriminierung der iirmeren, der Sozialde­
mokratie besonders nahestehenden Bevölkerungsschichten enthielt. 

Die Demokratisierung des Wahlrechts der Einzelstaaten wurde 
so mehr und mehr zu der zentralen politischen Forderung der So­
zialdemokratie. Die Erfolgschancen der Partei waren dabei sehr un­
terschiedlich. In Preußen, dem mit Abstand größten Bundesstaat. 
haben die Interessen der Regierung und der den Landtag dominie­
renden Parteien jede Reform des extrem undemokratischen Drei­
klassenwahlrechts bis zum Ende des Ersten Weltkrieges verhindert. 
Die unterschiedliche Gewichtung der Stimmen nach der Höhe der 
Steuerleistung hat die Sozialdemokratie hier bis 190X völlig aus dem 
Landtag ausgeschlossen und sie danach bei einem Stimmenanteil 
von 24-2X"" auf einen Mandatsanteil von nur etwa 2"" be­
schrünkt." ) 

I n Sachsen, dem am stärksten industrialisierten deutschen Bun­
desstaat und einer frühen Hochburg der Sozialdemokratie, war das 
Landtagswahlrecht der Männer - Frauen waren vom Wahlrecht im 
Reich und allen deutschen Staaten bis zur Revolution 191 X/ 19 aus­
geschlossen - an die Zahlung einer direkten Steuer von 3 Mark jähr­
lich oder den Besitz eines bewohnbaren Grundstücks gebunden. 
Nach diesem Zensus hatte zuniichst etwa die Hälfte, in der Mitte der 
I X90er Jahre noch immer ein Drittel der sächsischen Reichstagswäh­
ler kein Wahlrecht zum Landtag. Da die in der sächsischen Politik 

") Vgl. Gerhard A. Riller unI. Mitarb. v. Mcrith Nie//Us.I. Wahlgeschichtli­
ches Arbeitsbuch. Materialien zur Statistik des Kaiserreichs 1871-1918. 
München 1980, 140, 146. 

• 
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dominierenden Parteien - die Konservativen und die Nationallibe­
ralen - befürchteten, daß mit der sukzessiven Erweiterung der Wäh­
lerschaft durch die Zunahme der Steuerzahler die Sozialdemokraten 
den Landtag erobern könnten, haben sie I R96 dieses Wahlrecht 
durch ein Dreiklassenwahlrecht, das mit einigen Änderungen das 
preußische MCldell übernahm, ergänzt. Das neue System führte 
dazu, daß die Sozialdemokratie, die in der Reichstagswahl von 1903 
mit knapp 60"" der Stimmen 22 der 23 sächsischen Wahlkreise ge­
wonnen hatte, völlig aus dem sächsischen Landtag verschwand.)]) 
1909 wurde dann nach umfangreichen statistischen Untersuchungen 
über die Sozialstruktur der Wählerschaft Sachsens und der Diskus­
sion fast aller in der Zeit praktizierten Wahlsysteme"4

) das beste­
hende Verfahren erneut durch ein Pluralwahlrecht ersetzt, das dem 
einzelnen Wähler je nach Besitz, Einkommen, Bildung und Alter 
zwischen I und 4 Stimmen gewährte. Das gab der Sozialdemokratie 
zwar die Chance, ein gutes Viertel der Landtagssitze zu gewinnen, 
schloß jedoch eine sozialdemokratische Mehrheit auch für die Zu­
kunft praktisch aus. 

Ähnlich wie in Sachsen wurde auch im Herzogtum Braun­
schweig und in den Stadtstaaten Hamburg und Lübeck das Wahl­
recht zuungunsten der Unterschichten und damit der Sozialdemo­
kratie verändert. 

Der Kampf gegen diese undemokratischen Wahlsysteme wurde 
zum Anlaß großer Massendemonstrationen und schürte die Diskus­
sion über den politischen Massenstreik: er war damit auch die stärk­
ste Triebkraft der Radikalisierung innerhalb der Sozialdemokratie 
in den letzten 10 Jahren vor dem Ersten Weltkrieg. 

In auffälligem Kontrast zu der Einengung der politischen Mit­
wirkungsmöglichkeiten in wichtigen Staaten Nord- und Mittel­
deutschlands steht die Demokratisierung des Wahlrechts seit der 

") Ehd. 172. 
") Vgl. Statistik der Urwahlen für die Zweite Kammer der Ständeversamm­
lung in den Jahren 1897 his 190 I, nehst Nachtrag hetreffend die Urwahlen 
von 1903, in: Zs. des K. Sächsischen Statistischen Bureaus 49, 19m, 1-64. 
Zur Diskussion der Wahlsysteme vgl. Gerhartl A. Riller. Das Wahlrecht und 
die Wählerschaft der Sozialdemokratie im Königreich Sachsen UN7-1914. 
Das Manuskript wird 1990 in einem von GerhariJ A. Riller unter Mitarheit 
von Elisahelh Miiller-Luckner herausgegehenen Sammelhand erscheinen, der 
den Arheitstitel "Der Aufstieg der sozialistischen Arheiterorganisationen zur 
Massenhewegung im deutschen Kaiserreich" trägt. 

"I 1'''''''II'illll:J:lllil!lII:''UJllliilll~UUüi!!!IIIij~~1!41!'1I !@!!;:;;;:l;;~~;;mmm' 
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.Iahrhundertwende in Bayern, Württemnerg und Baden, durch die 
geradeltl eine neue pl1liti~che Mainlinie") in Deutschland geschaf­
fen wurde. Vor allem in Bayern und Baden hat die Sozialdemokra­
tie bei den Wahlrechtsreformen eine wesentliche Rolle ge~pielt. 

Drei Bedingungen waren dabei für den Erfolg sozialdemokrati­
~cher Politik wesentlich. I. Der Versuch breiter politischer Kr:irte. 
die Dominanz einer Partei - in Hayern und Baden die der National­
liberalen - in der Landespolitik zu brechen. Diese Bedingung fehlte 
in Württemberg, wo sich seit den IX90er Jahren ein Fünf-Parteien­
System aus Zentrum, Nationalliheralen, Konservativen, Volkspartei 
und Sozialdemokratie heraushildete. In diesem Land bestand aher 
eine traditionell enge Zusammenarheit der Sozialdemokratie mit 
der auf dem iiul.\ersten linken Flügel des Liheralismus stehenden 
Württemhergischen Volkspartei. Diese Verhindung kam allerdings 
bei Stichwahlen eher der Volkspartei, die von W~ihlern der Rechten 
gegen die Sozialdemokr;ilie, von Sozialdemokraten gegen Kandida­
ten der Rechten unterstützt wurde. als der SPD zugute. 2. Die So­
zialdemokratie konnte in Bayern, Württemberg und Baden, im Un­
ter,chied etwa zu Sachsen, Braunschweig, Hamburg. Bremen und 
Lübeck. auch bei Reichstagswahlen his 1912 nur weniger als ein 
Drittel der Wühler gewinnen und hatte daher - ;Il/ch hei einer De­
mokratisierung dl"> Wahlrechts - auf ab~ehhare Zeit keine Chance, 
eine Mehrheit des Landtags zu erohern. 3. Die Bereitschaft der an­
deren. an einer Reform des Wahlrechts interessierten Parteien. mit 
der SPD zusammenzuarbeiten, und das Bemühen der Sozialdemo­
kratie. ihre politische Isolation zu überwinden und dafür auch Ab­
striche an ihren ursprünglichen Forderungen in Kauf zu nehmen. 

Die durch diese Bedingungen geförderte reformistische Politik 
drückte sich vor allem in taktischen Bündnissen bei Landtagswah­
len und der parlamentarischen Beratung der neuen Wahlgesetze, 
aber auch in der Bereitschaft zur konkreten positiven Mitarbeit in 

anderen Fragen der Landespolitik aus. Die Flexihilitiit der Sozialde­
mokratie wird deutlich an ihrem politischen Kurswechsel nach dem 
Erfolg der Wahlreformen. In Bayern und Baden wurde die bisherige 
Zusammenarheit mit dem Zentrum, das nun zur dominierenden 
politischen Kraft wurde bzw. zu werden drohte, zugunsten der An-

") Vgl. Jlllill\ Bruhm. Wahlrechtsfragen in Süd Lind Nord. in: Sozialistische 
Monahhel'te !'IOh. Bd. I. I <JX. 



niiherung an die Liheralen aufgegeben, mit denen es in Baden sogar 
zeitweise zur engen Zu~ammenarbeit im Rahmen eines die Regie­
rungspolitik stützenden Großblocks kam.!") 

Die Sozialdemokratie hat also in Süddeutschland - im Unter­
schied zu Nord-, Mittel- und Ostdeutschland - ihre politische Isolie­
rung überwunden und sowohl bei Wahlen wie auch im Landtag eng 
mit anderen Parteien zusammengearbeitet. 

Eine weitere Einhruchstelle des Reformismus war neben der 
Landtagspolitik in Süddeutschland die Kommunalpolitik, die aber 
wegen der geringen Erfolgschancen der Sozialdemokratie aufgrund 
des undemokratischen Kommunalwahlrechh in den meisten deut­
schen Staaten und der Staatsbezogenheit der Sozialdemokratie erst 
etwa seit der Jahrhundertwende größere Aufmerbamkeit in der 
Partei fand.!') Sie wurde eine Domüne der Reformisten und politi­

schen Pragmatiker. Ohwohl Karl Marx, inspiriert vom Modell der 
Pariser Kommune 1'1'.71, in .,einer berühmten Adresse über den 

"Bürgerkrieg in Frankreich"" die Bedeutung der Kommunen als re­
volutioniirer Kampforganc und Modell einer Diktatur de., Proleta­
riats heramgearbeitet hatte!x), spielte die Gemeinde in der Theorie 

und der praktischen Politik der Linken, die ganz auf die Revolutio­
nierung der Bevölkerung durch Masscnaktionen zugeschnitten war, 
keine Rolle.!") So hat beispielsweise die in ihrer Mehrheit radikale 
Bremer Sozialdemokratie die Kommunalpolitik der reformi.,tischen 
Minderheit der Partei überlassen. \U) 

Die Reformisten sahen in den Gemeinden vor allem Instru­
mente, um die soziale Emanzipation der Arbeiterschaft im Rahmen 
des gegehenen Staates zu fördern und die Lebensbedingungen der 

"') Heinrich Hinchfelder. Die bayerische Sozialdemokratie I ~64-1914. 
2 Teile. Erlangen 1979, T. 11, be,. 513-519; Bered" Heckar!. From Basser­
mann (0 Bebel. The Grand Bloc's Quest for Reform in the Kaiserreich, 
1900-1914. New Haven 'London 1974,91 rf. 
,.) Vgl. dazu Dielt'r Rehen/i,ch. Die deutsche Sozialdemokratie und die kom· 
Illunale Selbstverwaltung. Ein Überblick über Programmdiskussion und Or· 
ganisationsproblematik 1~90-1975, in: AfS 25, 19f\5, 1-7X, bes. 10-20. 
'x) Kar/ Mor.\'. Der Rügerkrieg in Frankreich (3. Aufl. Berlin IX91), in: 1\1arx­
Lngcls-Werke. Bd. 17. Herlin (Ost) 1962,313-362, bes. 34::'. 
"') Ade/heil/Will Saft/ern. Die Gemeinde in Theorie und Praxis der deutschen 
Arbeiterorganisationen I X63-1920. Ein Überblick, in: 1 WK 12, 1976, 
295-352. bes. 316 f. 
''') Vgl. Karf-Ern.l/ Morinl!.. Reformismus und Radikalismus in der SOlialde­
Illokratischen Partei Bremens Ion I X90-19 14. Hannover 196X. bes. 16t> f. 
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Arbeiter zu verbessern. Sie hatten richtig erkannt. daß die konkreten 
Lebenschancen der Menschen wesentlich von der Bereitstellung 
kommunaler Dienstleistungen über das Schul-, Gesundheits- und 
Armenwesen der Gemeinden bestimmt wurden. Einige Sozialdemo­
kraten, wie Eduard Bernstein lind vor allem Hugo Lindemann, der 
an der Herausbildung einer sozialdemokratischen Kommunalpoli­
tik entscheidend beteiligt war"), entwickelten zudem, z. T. im An­
schluß an zeitgenössische englische Vorbilder, die Idee eines Kom­
munal- und Munizipalsozialismus. Durch eine Erweiterung des Ent­
eignungsrechts der Gemeinden. die Demokratisierung des Wahl­
rechts und eine von sozialen Gesichtspunkten bestimmte Arbeiter­
und Sozialpolitik der Gemeinden, vor allem aber durch die Errich­
tung kommunaler Eigenbetriebe mit Monopolcharakter, sollten die 
Kommunen bei der allmählichen Umgestaltung der kapitalistischen 
in eine sozialistische Gesellschaft eine wesentliche Rolle spielen. 
Die Modernisierung und der Ausbau der Infrastruktur durch städti­
sche Monopolbetriebe fand bei der kommunalen Bürokratie, aber 
auch bei vielen Liberalen Unterstützung. Sie begrüßten die Verbes­
serung der städtischen Lebensverhältnisse und der Rahmenbedin­
gungen für die einheimische Wirtschaft durch die meist ökonomisch 
leistungsfähigen kommunalen Betriebe. Das Konzept des Munizi­
palsozialismus als eines Instruments zur SchalTung einer sozi,tIisti-

lij Hugo Lindctnann hat h~reits Anfang IWN in eirl\:111 Artikel der ,Neu~n 
leit' die SchalTung einer komtnunalpoliti,chen Zeihchrift der SO/ialdt'Il1l)' 
kratie und einer Leitstelle dn Partei für KomJ1lunalpolitik \org~,chlagen. C 
Hilgo / = Hilgo Line/emallll/. Sozialdemokratie und K()mmunalv~rwallL1llg. 
in: Neue Zeit XVII, 1~9R/99. Bd. L hXO-6Xh. An Kauhk y . den er um die 
Unterstützung seiner Initi'llive hat. schrieh er, dal.\ damit .. Wn"zeuge" zur 
Ausnützung der in der Gemeinde eroherten Macht geschaffen werden ,nI!· 
ten; Brief von Hugo Lindemann an Karl Kautsky VOJ1l 9. I. I X99, Kauhky­
Nachlal~ im Internationalen Institut für Sozialgeschichte in Amslerdam. 
D XVI, 14. Lindemann, der unter dem Pseudonym C. Hugo hereit;, vorher 
eine Studie üher "Stüdteverwaltung und Munizipal-Sozialismus in Eng­
land". Stutlgart I X97, veröffentlicht hatte, hat seine Konzeption einer ,mia­
!en Mission der (jemeindcn und von deren Aufgahen zur Umgestaltung der 
Geselbchaft schließlich in einem dreihiindigen Werk üher die deuhche Stiid­
teverwaltung niedergelegt: Die deutsche Stiidteverwallung. Ihre Aufgahen 
auf dem (jehiet der Volkshygiene. des Stiidteham und des Wohnungswe­
sens. Stutlgart 1901; Arheilerpolitik und Wirtschaftspllege in der deutschen 
Stiidteverwaltung. ~ Bde. Stuttgart 1904. 

"""'.,,,' .... h::I:;j~;. lSSt' •••••• i:I. ... :,; .. ____ _ 
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sehen Gesellschaft blieb hingegen unklarJ2
), um so mehr, als kaum 

realistische Vorstellungen bestanden, wie es angesichts der Stärke 
widerstrebender Interessen in den Städten und der Macht der staat­
lichen Aufsichtsbehörden konkret durchgesetzt werden sollte. Den­
noch ist die kommunalpolitische Arbeit der Sozialdemokratie nicht 
ohne Wirkung geblieben. Sie hat bereits vor 1914 zur Politisierung 
der Gemeindeverwaltungen, zum Ausbau der kommunalen Sozial­
politik und vielfach auch zur Übernahme des städtischen Verkehrs­
wesens, der Wasser-, Elektrizitäts- und Gasversorgung durch die 
Gemeinden beigetragen. Auch die Forderung der Gewerkschaft der 
Gemeindearbeiter nach der Herausbildung eines sozialen Arbeits­
vertrages, durch den typische Privilegien der Beamtenschaft - wie 
Pensionsberechtigung, Urlaub und weitgehende Unkündbarkeit -
für die Arbeiter des öffentlichen Dienstes übernommen werden soll­
ten"), ist von sozialdemokratischen Gemeindevertretern nachdrück­
lich unterstützt worden. 

Für die Gewerkschaften, die zur Beratung ihrer Mitglieder in 
Fragen des Rechtsschutzes und der Sozialversicherung und zur Ko­
ordination ihrer sozialpolitischen Tätigkeit auf lokaler Ebene seit 
dem Ende des 19. Jahrhunderts in immer weiteren Städten Arbeiter­
sekretariate errichteten, waren die Gemeinden vor allem als Arbeit­
geber in den städtischen Betrieben sowie als Träger von Gewerbe­
und Kaufmannsgerichten, Einigungsämtern und kommunalen Ar­
beitsnachweisen von großem Interesse. 

Aufstellungen über die Zahl der Sozialdemokraten in Gemein­
devertretungen, Magistraten und Gemeindevorständen zeigen aber, 
wie unterschiedlich die Wirkungsmöglichkeiten der Sozialdemokra­
tie in der Gemeindepolitik in den verschiedenen Staaten und Regio­
nen des Deutschen Reiches waren. Unter ihren fast 12000 Gemein­
devertretern 1913 entfiel- im Verhältnis zur Bevölkerungszahl- ein 
besonders hoher Anteil auf Sachsen, Württemberg und Baden. Da­
gegen gab es keine oder nur sehr wenige Sozialdemokraten in den 
Gemeindevertretungen in Ost- und Westpreußen, in Posen und 
Oberschlesien, im Saargebiet und am Oberrhein. 

") Vgl. Ade/heill Hili Sahlern. SPD und Kommunalpolitik im Deutschen Kai­
serreich, in: Archiv f. Kommunalwiss. 23, 19X4, Bd. 2,193-214, oes. 202f. 
\\) Vgl. dazu W()ll~{lnR KÜRe!. Gemeindearheiterschaft. Stadtverwaltung und 
gewerkschaftliche Organisation in Deutschland I X90-1921. Mo,. Phil. Diss. 
München 1985. 
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Regional noch unterschiedlicher war die Stärke der Sozialde­
mokratie in den Exekutivorganen der Gemeinden. f-a,t die Hiilfte 
der nur 320 sozialdemokratischen Mitglieder von Magistraten und 

Gemeindevorständen entfiel auf Baden, der Rest zu '" auf Bayern 
und Württemherg.'") In Preußen wurde dagegen die Aufnahme von 
Sozialdemokraten in Magistrate wie auch in Schuldeputationen mit 
ganz wenigen Ausnahmen von den staatlichen Aufsichtshehörden 
verhindert. 

Es ist daher kein Zufall. daß Bayern, Baden und Württemherg. 
\\0 auf.\erdem die Eigenart der Parteienkonstellation die Sozialde­
mokratie als Bündnispartner attraktiv' machte, zu Zentren des Re­
formismus wurden. ohwohl es auch in diesen Gehieten in einigen 
Stiidten zur ,charfen Polarisierung der politischen und sozialen 

Kräfte kam. So konnten sich z. B. in Stuttgart. Giippingen und 
Augshurg die Radikalen in der lokalen Parteiorganisation der So­
zialdemokratie durchsetzen. Insges,lI11t jedoch waren die Klassen­
dilTerenzen im Süden weniger ausgepriigt. Das hängt mit der im we­
sentlichen auf hiiuerliehen Mittel- und Kleinhetriehen heruhenden 
Agrarstruktur. dem geringeren Urhanisierungsgrad und der größe­
ren Rolle des Handwerks und der mittelständischen Industrie in 
den kleineren und mittleren Stiidten Süddeutsch lands zusammen. 
Auch war die Arheitersehaft in den GroLlstiidten - etwa in Mün­
chen. Nürnherg, Stuttgart und Mannheim - sehr viel stärker diversi­
fiziert und konnte sich aufgrund ihrer relativ starken Position auf 
dem Arheitsmarkt verhältnismäßig gut gegen die Unternehmer he­
haupten. Inshesondere fehlte im Süden die Schwerindustrie, die 
etwa im Ruhrgehiet, im Saarland und in Oherschlesien entschei­
dend zur scharfen Polarisierung der Klassen heitrug. 

Die sozialistischen Freien Gewerkschaften, die mit Ahstand 
größten Richtungsgewerkschaften des Kaiserreiches, waren mit der 
Sozialdemokratie politisch, ideologisch sowie in der Zusammenset­
zung der Mitgliedschaft eng verhunden. Gewerkschaftsführer ühten 
zudem einen starken und seit der Jahrhundertwende zunehmenden 
Einlluf.\ vor allem auf die Reichstagsfraktion der Sozialdemokratie 
aus. Die Gewerkschaften und hesonders ihre Führungskader hilde­
ten trotz der natürlich auch in ihren Reihen divergierenden Sympa­
thien für die verschiedenen Richtungen in der Sozialdemokratie 

") Bericht des Partei\orstandö an den Parteitag in Jena \on 11)1.1. Protllk,,11 
über die Verhandlungen. Berlin I I) 13. ~o L 



mehrheitlich ein bedeutendes Potential des Reformismus in der Par­
tei. Die eher pragmatisch-reformistische Haltung der Gewerk­
schaftsführer war wesentlich dadurch bedingt, daß sie zur Vertre­
tung der Interessen ihrer Mitglieder in der bestehenden Gesellschaft 
in deren Institutionen arbeiten mußten. Die rechtlichen Rahmenbt:­
dingungen ihres Wirkens. das Koalitions-, das Arbeits- und Sozial­
recht, aber auch das Verhalten der staatlichen und kommunalen Be­
hörden bei Arbeitskämpfen halten zentrale Hedeutung für die Ge­
\\erkschaften und \erwiesen sie auf den Staat und die Gemeinden 
ab Adressaten ihrer Forderungen. 

Reformistische Tendenzen in den Gewerkschaften wurden vor 
allem durch die zunehmende Arbeit von Gewerkschaftsvertretern in 
kommunalen Institutionen und den Organen der Sozialversiche­
rung, durch den Ausbau des gewerbchaftlichen Versicherungswt:­
sens sowie offenbar auch durch das Vordringt:n von Tarifvertriigt:n 
nach der Jahrhundertwende gefördert. Tarifvertriigt:. denen ja hiiu­
fig erbitterte Auseinandersetzungen vorangehen, können natürlich 
auch als Instrumente des Klassenkampfes zur Erweiterung gewerk­
schaftlicher Machtpositionen in den Betrieben ausgenutzt werden. 
Im Kaiserreich jedoch haben die reformistischen Elemente der Ta­
rifvertriige - die gegenseitige Anerkennung der Vertragsparteien. die 
Respektierung des institutionellen Rahmens und die Friedemptlicht 
wiihrend der Laufzeit der Vertriige, die seit einer Enhcheidung des 
Reichsgerichts vom 20. Januar I \) I () für die beteiligtt:n Parteien aUl'h 
rechtlich verbindlich war") - von Anfang an klar überwogen. Deut­
lich wird das in der Tatsache. daß die Anerkennung des Tarifver­
traggedankens in der Gewerkschaftsbewegung I X\)9 erst gegen eine 
radikale Minderheit durchgesetzt werden mußte"') und da/.\ der Ge­
genstand der Verträge sich ausschließlich auf Lohn- und Arbeitsbe­
dingungen beschränkte. Kennzeichnend ist weiter, daß die Forde­
rung der Radikalen nach Niederlegung der Arbeit zur Feier des 
I. Mai oder der politische Massenstreik von den Gewerkschaftsfüh­
rern u. a. mit dem Argument abgelehnt wurden, man geEihrde damit 

") Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivibachen, N.!'., Hd. 23. Leipzig 
1910. 100. 
"') Protokoll der Verhandlungen de, dritten Kongre"es der Ge\\crbcharten 
Deutschlands, ahgehalten LU Frankfurt am MainiBockenheim vom X.-Ll. 
Mai 1~99. Hamhurg o.J., 146fT. 
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laufende Tarifverträge.") Später hat Carl Legien, der führende deut, 
sche Gewerkschaftler. die kooperative Politik von Gewerkschaften 
und Unternehmern in der Ende 191 X gegründeten Zentralarheitsge­
meinschaft und den Arbeitsgemeinschaften einzelner (,ewerhe, die 
entscheidend zur Eindämmung der Revolution heitrug, als Fortset­
zung der Tarifgemeinschaften in hestimmten Gewerhen und Ikru­
fen \'or 1914 und in den ersten Kriegsjahren verteidigt.") 

Der Hauptwiderstand gegen die Aushreitung von Taril\ertrii­
gen kam von den Unternehmern, die darin vielfach eine Aufwer­
tung der Gewerkschaften und eine unannehmhare Einschriinkung 
ihrer Freiheit in der Festsetzung der Löhne und Arheitshedingungen 
sahen. Noch 1914 wurde daher nur etwa ~Ix der gewerhlichen Arbei­
ter, aher doch immerhin jedes 3. Mitglied der Freien Gewerbehaf­
ten \'on Tarifverträgen erfaßt'"), die sich hesonders im Druckereiwe­
sen, in der Holzindw;trie und im Baugewerhe durchsetzen konnten. 
In der Schwerindustrie gab es dagegen keine Tarit\ertriige, und 
auch in der chemischen Industrie und der Textilindustrie hetrafen 
sie nur einen sehr kleinen Anteil der hier heschiiftigten Arheit>­
kräfte. Insgesamt waren Tarifverträge zudem überwiegend in den 
Klein- und Mittelhetriehen der verarheitenden Industrie und des 
Handwerks verhreitet, in Großhetrieben und der Großindustrie 
hlieh dagegen die Zahl der Tarifvertriige und der von ihnen betrof­
fenen Beschäftigten relativ gering. 4I

') 

Eine weitere Verschärfung der Klassenauseinandersetzungen, 
die auch eine der Wurzeln der radikalen Protesthewegung im Ersten 
Weltkrieg und der Revolution 191 g; 19 bildete, zeichnet sich im letz­
ten Jahrfünft vor 1914 ah: Vielfach weigerten sich die Unternehmer. 
Gewerkschaften üherhaupt als Verhandlungs- und Tarifpartner an­
zuerkennen, und versuchten häufig erfolgreich, deren Position 
durch den Autbau wirtschaftsfriedlicher sogenannter "gelber" 

\) Vgl. Pe/er VI/manll. Tarifl'ertrüge lind Tarifpolitik in [)cUl';chland bis 
1914. Frankfurt am Main 1970,202-204. 
'K) Correspondenzblatt der Generalkommiso-ion der C;ewerbchaftcn 
Deuto-chlands ::>X. Nr. 50. 14. 12. 191 X, 46-'. 
'") Vgl. VI/mann, Tarifverträge (wie Anm. 37), 195, 226-229. Die von UII, 
mann angegebene Prozentzahl von etwa 16° ° tarifgebundener Arbeiter für 
1911-1914 ist zu hoch, da als Bemessung"gröl.le die nach der Berufsziihlung 
vom Juni 1907 beschiiftigten Arbeiter genommen wurden. Deren Zahl dürfte 
sich aber bi, Mitte 1914 um mehr ab ein Viertel erhöht haben. 
'0) Ebd. 97-1 00, 22~. 
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Werkvereine zu schwiichen. Auch die Angriffe auf das bestehende 
Koalitionsrecht und die Aussperrungen bei Arbeitskiimpfen~l) nah­
men zu. Offenbar gab es in den Beziehungen zwischen Unterneh­
mern und Gewerkschaften in den letzten Jahren vor dem Ersten 
Weltkrieg, iihnlich wie in der Wahlrechtsfrage, gegenläufige Ten­
denzen und Prozesse, die es unmöglich machen, die Entwicklung 
auf einen Nenner - den der allmiihlichen politischen und gesell­
schaftlichen Integration der Arbeiter oder den der Verschiirfung der 
Klassenspannungen - zu bringen. 

Obwohl die divergierenden Entwicklungen im Bereich der Ar­
beitsbeziehungen vor allem gewerbespezifisch bedingt waren, gab es 

doch auch eine überraschend deutliche regionale Komponente. So 
haben neue Forschungen von Friedhelm Boll ergeben, daß in Bay­
ern, Württemberg und Baden die Beteiligung an Streiks weit unter­
durchschnittlich, die an Tarifverträgen dagegen überdurchschnitt­
lich war. 4 !) Das Süd-Nord-Gefiille in den politischen Wirkungsmög­
lichkeiten der Arbeiterorganisationen fand so in dem besseren so­
zialen Klima der Arbeitsbeziehungen in den süddeutschen Uindern 
seine Ergiinzung. 

Es war die Stiirke des Reformismus, daß er in Anpassung an 
die Bedingungen politischer und sozialer Arbeit in den bestehenden 
Institutionen des Staates und der Gesellschaft Chancen zur Verbes­
serung der wirtschaftlichen und sozialen Lage der Arbeiter und zur 
Durchbrechung der politischen und gesellschaftlichen Isolation der 
Arbeiterorganisationen bot. Damit kam er dem Wunsch der Mas­
sen, konkrete Erfolge zu erzielen, stürker entgegen als der sterile Im­
mobilismus des Parteizentrums und die letztlieh zum Scheitern ver­
urteilten Versuche des linksradikalen Parteiflügeis, in der nicht-re­
volutionüren Situation vor 1914 eine Revolution herbei7uführen. 
Die Reformisten hütten sich wahrscheinlich schon vor 1914 in der 
Partei bis auf einige Randgruppen durchgesetzt, wenn Staat lind 
Gesellschaft dem Streben der Arbeiterschaft nach Gleichheit und 

") Vgl. dazu die Tahelle üher Streik,. Aussrerrungen und kamrllose BCIVl'­

gungen 1))90-1913. in: !loho/'sl"Kocka Rille/'. Sozialgeschichtliches Arhelts­
huch 11 (wie Anm. 14). 132-134. 
"~i Friedhellll Boll. Arbeitskampf und Region. Arheitskiimrfe. TariJ\ertriige 
und Streik wellen im regionalen Vergleich I X71-1914. Ms., Tabellen X u. I I. 
Der AufsatL wird in dem in Anm. 24 erwähnten Sammelhand erscheinen. 
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G~rechtigkeit stärker ~ntsprochen h:itten und wenn auf ~l:ill:n der 
anderen Parteien m~hr Hereitschaft zu konkreter Zusammenarbeit 
mit den Sozialdemokraten gegeben gewesen wäre. Geradl: auch die 
praktische Arbeit vermittelte in der Arbeiterbewegung immer wi~­
der die Erfahrung mangelndl:r politischer Gleichberechtigung und 
sozialer Diskriminierung. 

Die politische Isolierung der Sozialdemokratie fiel um so 
schwerer ins Gewicht. als sich schon vor 1':114 abzeichnete. daß di~ 
Partei ohne grundlegende Erweiterung ihrer st)Zialen Basis keine 
Chance hatte. eine Mehrheit der Wähler zu gewinnen. 

111. 

Der regional sehr unterschiedlich verlaufende ProzcL\ der Aus­
breitung von Mitgliedschaft und Wählerschaft der Sozialdemokratie 
ist noch kaum untersucht und die ihn fördernden oder hemmenden 
Bedingungen sind ebenso wie die soziale Zusammensetzung der 
Mitgliedschaft und Wühler der Partei noch wenig analysiert wor­
den. Das h~ingt mit der Dürftigkeit des vorhandenen Datenmate­
rials, aber auch mit schwierigen methodischen Problemen seiner 
Auswertung zusammen. 

Eine neuere Untersuchung des DDR-Historikers Hartmut 
Zwahr ll ) macht für den Zeitpunkt der Vereinigung der bei den sozia­
listischen Parteien IX75 deutlich. daLl der Konstituierungsraum der 
gewerblichen Lohnarbeilerschaft. also der wichtigsten potentiellen 
Anhängerschaft einer Arbeiterp;trtei, sehr \ iel weiter \\ ar als der der 
Arbeiterbewegung. Die Zentren der Arbeiterbewegung lagen in 
Norddeutschland. hier insbesondere in Schleswig-Holstein sowie 
den Hansestüdten Hamburg umi Hremen. Weitere Schwerpunkte 
bildeten Berlin und Mitteldeulschland, insbesondere das Herzog­
tum Braunschweig und das Königreich Sachsen. In diesen Gebieten 
lag der Anteil der Parteimitglieder weit über dem Hevölkerungsan­
teil. His auf Schleswig-Holstein. in dem vor allem die Zigarrenarbei­
ter der Stüci!e Holsteins als wichtigste ßerul\gruppe der frühen deut­
schen Arbeiterbewegung für den Erfolg der Parteiorganisation ver­
antwortlich waren. hatten diese Gebiete auch einen hohen Anteil an 
gewerblichen Lohnarbeitern. 

") /Jarlllllli ZII'ahr, Die deuhche Arheitcrhewegung im Länder- und Territo­
riaherglcich IX7S. in: G(; 13. I'lX7. 44X-S07. 

" . 
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Die Cjcwerbe~truktur und der hohe Urbanisierungsgrad, die im 
allgemeinen das Vordringen der Sozialdemokratie erleichterten, rei­
chen aber zur Erkliirung oer sozialdemokratischen Organisationser­
folge allein nicht aus. So erwiesen sich Gebiete mit einer überwie­
gend katholischen Konfession, wie etwa das Rheinland uno Westfa­
len, trotz ihre~ hohen Anteils an gewerblichen Lohnarbeitern als re­

sistent gegenüber dem Vordringen der Sozialdemokratie. Auch in 
Bayern existierte die Sozialdemokratie, die eine frühe Hochburg in 
Nürnberg hatte, zunüchst fast nur in protestantischen Gebieten in 
einer Art Insellage. Weiter spielten die Zusammensetzung und der 
Typus der Arheiterschaft für die Aussichten der Sozialdemokratie 
eine wesentliche Rolle. Innerhalh der Lohnarheiterschaft hahen 
handwerkliche Herkunft. Mentalität und Traditionen die Erfassung 
durch die Sozialdemokratie erleichtert, während die Zuwanderung 
vorn Land wie die Arheit in der Landwirtschaft. aber auch in der 
Schwerindustrie. sie erschwerten. 

Nehen diesen ökonomischen. sozialen und konfessionellen 
Faktoren hahen freilich auch die historische Tradition der einzelnen 
Gebiete, das politi,che Milieu der deutschen Staaten. die Kontinui­

tiit zur Revolution von I ~4~\/49 und die Rolle einzelner politischer 
Führer und politischer Ideologien die relative Stiirke hzw. Schwiiehe 
der Sozialdemokratie mitbestimmt. 

Für die Zeit der Verfolgung der Partei wührend des Sozialisten­
gesetzes I ~7S-1 ~90 hahen wir keine und danach für die Jahre bis 
1906 nur verstreute Angahen über die Mitgliedschaft einzelner loka­
ler und regionaler Organisationen. Das hiingt damit zusammen. dal3 
erst in einern Parteistatut von 1905 eine feste Definition der Mit­
gliedschaft erfolgte. Eine derartige Bestimmung hütte die Partei in 
Konflikt mit dem in den meisten Staaten des Deutschen Reiches bis 
I ~99 bestehenden Verbindungsverbot für politische Parteien ge­
hracht und sie der Gefahr der Auflösung ausgesetzt. 4

") Während 

") Vgl. die Redcn Auns auf dem Parteitag in Halle IX90. Protokoll 115-12X, 
oes. 117, und auf" dem Parteitag in MainL 1900, Protokoll UI-13X. hes. 136: 
vgl. weiter den Bericht der Partei leitung an den Parteitag zu Gotha I X96 üher 
die lor!üufige Schlidlung der sechs Berliner Wahlvereine der Sozialdemo­
kratie, der Prel.lkommission de, Zentralhlattes .Vorwiirts', der Agitations­
kommission und d~s I'arteivor,tandes durch den preußischen lnncnminiqer 
Köller unter Berufung auf das Veroindungsverhot politischer Parteien in 
Prcul.kn (Protokoll ~()fr.). Nach der Bestiitigung des Verhotes in der ersten 
Instant'. "urde die Sozialdemokratie allerdings 10111 Berufungsgericht und 
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I '1376 die Partei etwas über 38000 Mitglieder hatte "5), kann man für 
Ende I '1390 nach Schätzungen, die im wesentlichen auf der Zahl der 
Abonnenten sozialdemokratischer Zeitungen und örtlichen Anga­
ben beruhen, von knapp 100000 Mitgliedern ausgehen."") Vom Jahr 
1907, für das wir erstmals zuverlässige Angaben hahen, bis 1914 
stieg die Mitgliederzahl von gut einer halben auf knapp LI Millio­
nen auf etwa das Doppelte."') Ein Teil dieser Steigerung ist auf 
Frauen zurückzuführen, die sich erst seit dem Reichsvereinsgesetz 
von Il}08 überall in Deutschland der Sozialdemokratie anschließen 
konnten und schließlich etwa jedes 6. Mitglied der Partei stellten. 
Die im Vergleich zum Trend der Mitgliedszahlen in den Freien Ge­
werkschaften und zur zahlenmäl.ligen Entwicklung der sozialdemo­
kratischen Wähler besonders starke Zunahme der Parteimitglieder 
1l}()7-llJI4 war aber nicht kontinuierlich. Die Mitgliedszahlen sta­
gnierten in den Jahren schlechter wirtschaftlicher Konjunktur 
IlJ08/()lJ und 1912/13 und stiegen - aufgrund der verstärkten agita­
torischen Wirksamkeit der Partei - in den Jahren vor Reichstags­
wahlen überproportional an. 

dem Reichsgericht als letzter I nstanz freigesprochen: vgl. Gerhard A. Rillet. 
Die Arheiterhewegung im Wilhelminischen Reich. Die Sozialdemokratische 
Partei und die !-reien Gewerkschaften 1~90-1900. 2. Autl. Berlin 1963, .11. 
") Protokoll des Sozialisten-Congresses zu Gotha vom 19. his 23. August 
IS76. Berlin 1876, 109. 
'") l/e/llll1lh Hessclharth. Revolutioniire Sozialdemokraten, Opportunisten 
und die Bauern am Vorahend des Imperialismus. Berlin (Ost) 1968, 20L 
schiitzt die Zahl der Mitglieder 1890 auf 75000, wohei er die Steigerung der 
Ahonnentenzahl der Partei- und Gewerkschaftspresse von 160000 his 
1700()() vor dem Sozialistengesetz. als die Partei etwa 350()ü Mitglieder 
hatte, auf 455000 IX90 als Anhaltswert giht. Bei einem gleichen Verhiiltnis 
hütte die Zahl der Parteimitglieder jedoch dann knapp 100000 hetragen 
müssen. Vgl. \\;eiter die Angahen üher eine Reihe lokaler und regionaler Or­
ganisationen 1890 his 1905 hei Dieler Fricke. Handhuch zur Geschichte der 
deutschen Arheiterhewegung 1869 his 1917.2 Bde. Berlin (Ost) 1987, Bd. I, 
.lOh f.. .I 14 1'.: gewisse Hinweise auf den Trend der Mitgliederentwicklung der 
Partei gehen auch die Angahen über die von den lokalen Parteiorganisatio­
nen an die Parteizentrale ahgeführten Beitrüge der Mitglieder: vgl. dazu Ril­
ler. Arheiterhewegung (wie Anm. 44), 601'., 228 I'. 
'-) hicke. Handhuch (wie Anm. 4h), Bd. 1,308. 
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Tao. I Mitgliedschaft und W;ihlerschaft der sozialdemokratischen Agitations­
bezi rke 1907") 

Agitations- Einwohner- SP[)- SP[)- Stimmen SP\)- Prote-
bezirk zahl nach Mitglie- Mitgl. in r. d. SPD Mitgl. In stantische 

der letnen der 11 11 der in 11 0 d. 11 0 der Bcvölke-
Volkszäh- Ein- gültigen SP[)- rung. in "I) 

lung wohner- Stimmen Stimmen der Ein-
zahl wohner-

zahl 

Mecklenourg 72X 446 -") - 33,7 - 97,<, 
Posen 1986667 251 O,()f 1.9 3.9 30,5 
Kattowitz 1756828 598 O,llJ 6,7 3,f> 8.5 
Saargeoiet 60768'J 224 0,04 3,4 5,7 2X,2 
Westpreulkn 1641452 916 0,06 7.0 4,6 46,f> 
Elsall· L. I X14564 .' 111 I ll,2 23,7 -',9 21,6 
Ostpreußen 2030176 3951 0,2 13,5 X,X 84,7 
Ooerrhein 2755799 X 140 (U 11.6") 13,7") 15.5 
(Köln) 
Südoayern 3019494 10300 (U 18,0 11.7 7,1 
Pommern 1(84591) 5997 0.4 20,0 '1,9 96,0 
Kassel 671 113 ,,213 0,5 27,0 1,0 91,6 
östl. Westfalen 1092289 5442 O,S 16,7 16,2 62,3 
(Bielefeld) 
westl. Westr. 2290395 13412 0,6 24,7 12,8 37,3 
([)ortmund) 
Görlitz 682269 4(0) 0,6 29,0 10,6 8),1 
Breslau 1650609 10013 0,6 23,3 15,4 57,9 
Oherlangen- 852905 5434 0,6 31,3 11,7 51,ll 
bi el au 
Niederrhein 3412134 22591 0,7 30,9 11.2 45,1 
(Elherfeld I 
Baden 2010728 13964 0,7 23,9 15,0 38) 
Württemherg 2370461 I b XOX 0,7 27.1 14.5 66,9 
Frankfurt. M. 17Uso'll 12941 O.X 25,0 15, I 61,5 
Errurt 497907 .' 926 O,X 31,X 1.\.4 77,X 
Brandenourg 2181624 17312 0,8 30,7 13,3 94,3 
Nordhayern 2619045 23653 O,'J 12.5 21,8 4.\,9 
Halle I 255465 11442 0,9 .\4,8 13,7 95,8 
Oldenhurg 613 130 5764 0,9 22.3'1 20,x<I) 81,8 
Magdcourg 1225753 IIn7 1,0 38,1 12,5 93,0 
Pfalz XX5833 8612 1,0 24,7 20,X 54,2 
Zwickau 648717 6325 1,0 47,6 11,2 'J5,1 
Thüringen I 512319 5335 I,ll 38,9 14,2 95,X 
(Weimar) 
Hannover 1187927 18692 I,n 28,6 IX,5 86,0 
Meiningen 26891f> 2940 1,1 36, I I f>,4 97,5 
Anhalt 32X 029 3nO 1,1 42.1 13,5 95.1 
Braunschweig 485958 5809 1,2 40, I 15.6 'J3,X 
Gotha 170920 2240 U 45,9 13,9 98,1 
Hessen 1209175 17422 1,4 32,7 22,6 66.4 

"·'Ii 

, : 
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Agitations- Eillwohncr- SPD- SPD- Stimmen SPD- Prote-
hezirk zahl llach Mitglie- Mitgl. 111 Cd.SPD Mitgl. In stantische 

der letzten der 11 0 der in 11 11 d. 11;11 der Bcvölke-
Volksdh- Ein- gültigen SP[)- rung in 11(1 

lung wohner- Stimmen Stimmen der Ein-
zahl wohner-

zahl 

Chemnit7 I 226720 I7XX7 1,5 52,7 14,4 %,3 
Dresden I 6X7 79X 2930X 1,7 45,7 19,9 92,2 
Sehleswig-H. I 542 X31 2X 152 I,X 3X,9") 24,X") %,7 
Thüringen 11') 550970 IOn5 2,0 42,6 22,5 97, I 
(Jena) 
Bremen (NW) X47665 17179 2,0 36,5 27,3 93,3 
Groß-Berlin .\ ,,90526 7X364 2,3 ('1,3 19,0 X4,9 
Leipzig 945366 26760 2_X 4X,5 29,6 94,)\ 
Lühcck 105 X57 3100 2,9 50,6 26,X %,X 
Hamhurg X74 X7X") 32551 3,7 60,6 2X,X 92,3 

Dt. Reich 606412n 530466 (J,9 2X,9 16,3 62, I 

.') Die Gründung der Landesorganisation für die SPD Meck1enhurgs erfolgte erst 
mit dem Inkrafttreten des Reichsvereimgesetzes am 15.5. 190X. 

h) In die Stimmenzahl konnte d,,, Fürstentum Birkenfeld nicht eingerechnet wer­
den. 

') Die Stimmcnzahl enthült auch die Fürstentümer Lüheck und Birkenfeld. 
") Prozentangahe hezieht sich auf die Stimmenzahl einschI. der Fürstentümer 

Lüheck und Birkenfeld. 
") In die Stimmenzahl konnte das Fürstentum l.üheck nicht eingerechnet werden. 
') Im Agitationshczirk Thüringen 11 ist 1907 das Herzogtum Altenhurg enthalten, 

das 1912 getrennt ausgewiesen wurde. 
") Einsehl. der Schiffsheviilkerung von 996" Personen. 

") Für die Tah. I u. :>. mul.lten die Angahen üher die Mitgliedschaft der Agi­
tationshezirke in den Protokollen der Parteitage von 1907 und 1912 (1907, 
19, u. 1912, 66-X9) mit den offiziellen Statistiken der Reichstagswahlen die­
ser heiden Jahre, die auch Angaben üher die Einwohnerzahl bei den letzten 
Volkszählungen von Anfang Dezember 1905 hzw. 1910 und die Konfessions­
struktur der Wahlkreise enthalten, komhiniert werden. Die Schwierigkeit lag 
darin, daß die Agitationsbezirke nicht immer mit den gröl.leren Verwaltungs­
einheiten Preußens, Sachsens und Bayerns ühereinstimmen und teilweise 
aus Wahlkreisen mehrerer Staaten hestehen. Vielfach mußten deshalh die 
Stimmen- und Bevölkerungszahlen der Agitationshezirke aus den einzelnen 
Wahlkreisen zusammengerechnet werden, um die Ergebnisse dann mit den 
Mitgliederzahlen zu korrelieren. Die Angahen üher die von den einzelnen 
Agitationshezirken erfaßten Gehiete heruhen auf dem Protokoll üher die 
Verhandlungen des Parteitags in Chemnitz 1912, 66-S9. Die Wahlergehnisse 
und Bevölkerungszahlen stammen aus: Vierteljahrshefte zur Statistik des 
Deutschen Reichs, Ergänzungsheft zu 1907, [[I, 16.Jg., 97-131, u. zu 1907, 
[V, 16. Jg., 4-103: Statistik des Deutschen Reichs, Bd. 250: Die Reichstags­
wahlen von 1912. Berlin 1913, H. 2, 104-141, H. 3, 4-105. 
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Tah. ~ Mitgliedschaft und Wiihlerschaft der ,oEi;ildemokrati,chen Ät:itatio'h­
hezirke l'il~") 

Agitations- Einwohner- S)'!)- S)'()- Stimmen SP()- Pmte-
hezirk zahl nach Mitglie- Mitg!. in f. d. SPD Mitg!. 111 ,tanti,che 

der !etEten der 1\11 der in "" d. 11'1 der Be\ iilke-
Volksdh- bn- gültigen S)'l)- rung in ", 
lung wohner- Stimmen Stimmen der (:in-

zahl \\ ()hncr~ 
Eahl 

Po,en ~09'iRh7 I 235 0.\)(, 3,X t).) 30,~ 

Kattowitz 1'131021 2064 0,1 14,5 5A n 
Saargehiet hh9 li5h 749 0,1 5,h 10,9 211,0 
We,tprelll.kn I 7032011 37hX 0,2 '1,7 1_1.3 46,-' 
Ebal.l-L. I X74014 h4% (U 31,7 5,9 21.X 
OstprclIl.len 20(417) X909 OA 14,X 17,3 114,3 
Oherrhein :2 944 291 147XI 0,5 Ih,3"'1 17,3"1 15,7 
Pommern 1717151 111104 0,7 24,0 15,3 95A 
we,t!. We,tr. 2 6X2 669 21750 O,X 29,1 15,3 37,0 
Kassel 7057h9 h094 0,9 34.1 !JA 91,6 
Südhayern 32007112 29036 0,9 23.2 2.'-1 7..\ 
Baden 2142X33 21017 1.1) 2X,3 17,9 3X,6 
Görlitz 707 X75 7325 1,0 36,6 14,6 X4,h 
ästl. Westfalen I 1631\X5 12176 1,0 22.1 25,5 62,5 
Niederrhein J X92 943 40932 1,1 35,h 15,3 44,6 
Meiningen 2n7h~ 2953 1,1 51,6 11,2 97A 
Breslall 17149X7 19610 1,1 30,5 21,9 57,X 
Pfalz 9370X5 ( I X56 U 32,2 21,0 54,1 
Brandenhllrg ~ 24X 3 14 291)Xh I,.' 36,6 17,9 93,5 
O(denhllrg 673 62h X X 10 U 26J\h) 25,9') XU 
Mecklenhurg 746400 10067 U 3h,5 17,1\ %, I 
Erfurt 530775 736X IA _,9,1 111,3 77,9 
Württemherg 250X5X5 36150 IA 31,6 23,5 66,X 
Oherlangen- X72036 I ~ 625 IA 37,h 2LX 51,5 
hielau 
FrankfurtiM. I X56322 261199 IA 30, I 23,9 61A 
Thüringen I 53'1935 X004 U 47,2 16,3 '15,6 
Gotha I X2 359 2795 U 54,0 !J,X 'i7 ,7 
Hessen I 2X2 051 20495 1,6 3'1,3 20,9 66.1 
Nordhayern 274'1424 44673 1,6 30,0 29,'1 43,7 
Hannover 11191056 31246 U 34,2 23,6 X5,5 
Magdehurg I 24X ~{t)X 24054 1,9 44,2 20,7 93,2 
Halle 130'1510 25432 1,9 42,6 23,2 95,7 
Brallnschweig 494339 11 X42 2A 4X,6 24,6 '13,9 
Zwickau 695611 17466 2,5 55,2 25,0 94A 
Chemnitz 1312263 3612}\ 2,8 60,0 24.1 95,9 
Anhalt 3J I 12}\ 9264 2.X 46,2 29,4 95,2 
Schleswig-H. 1662304 50634 3,0 40,4"j _19,8"1 95,6 
GroLl-Berlin .,915 h94 119769 3,1 69,1 2U 83,4 
Thüringen 11 368 172 11402 3,1 50, I 29,1\ 96,3 
Altenhllrg 21612X 6719 3.1 48,8 31,4 '16,2 

! ! 
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Agitations- Einwohner- SPD- SPD- Stimmen SPD- Prnte-
hezirk zahl nach Mitglic- Mitgl. In r. d. SPD Mitgl. In ,tantischc 

der letzten der 111) der in 11 11 d. 11 11 der Bel öl ke-
Volkszüh- Fin- gültigen SPD- rlillg in I 

lung wohner- Stimmen Stimmcn der I·.in-
zahl \vnhner-

lahl 

Dresden 1771 117 55 XX5 3.2 51.0 .1U 92.1 
Bremen (NW) 929X40 312P, 3A 42.0 .17.7 91._1 
Leip7ig 1027670 41 171 4.0 55.5 )".2 94A 
Lüheck 116599 5446 4.7 52.5 40.X 9\7 
Hamhurg IOI4664e

) 60X49 0.0 01.3 44.0 LJ 1.6 

Dt. Reich 64925993 LJ70112') 1.5 34.X 22.X 01.6 

,') In die Stimmenzahl konnte das Fürstentum Bi,kenfeld nicht eingerechnet "CI'­

den. 
h) Die Stimmenzahl enth,ilt auch die Fürstentümer Lüheck und Birkenfcld. 
c) Prozentangahe hezieht sich auf die Stimmenzahl einschI. der Fü"tentümer 

Lüheck und Birkenfeld. 
d) In die Stimme1l7ahl konnte da, Fürstentum Lüheck nicht eingerechnet wcrdcn. 
e) EinschI. der SchilTshevölkerung von 10545 Personen. 
') Die hier angegehene (JesamtLahl der Parteimitglieder liegt um 2060 höher. ab 

die Addition der Mitgliedslahlen der einzelnen Agitationshezirke ergiht. Die 
Parteitagsprotokolle. denen die Angahen entnommen wurden. enthaltcn keine 
Erkliirung dieser Diskrepanl.. Verrnutlich konnte dieser Teil der Mitglieder kei­
nem Agitationshe/irk zugcordnet werden. 

Ein Vergleich der Mitgliedschaft, Wählerschaft und Einwoh­
nerzahl der 44 bzw. 45 sozialdemokratischen Agitationsbezirke in 
den hier abgedruckten, nach dem Anteil der Mitglieder an der Ein­
wohnerzahl der betroffenen Gebiete geordneten Tabellen zeigt klar 
die unterschiedliche regionale Stärke der Sozialdemokratie. Bei ei­
nem Reichsdurchschnitt von 1,5 Mitgliedern der Partei auf 100 Ein­
wohner im Jahr 1912 liegt Hamburg mit 6% eindeutig an der Spitze. 
Weit überdurchschnittliche Werte weisen weiter Bremen, Großber­
Iin, Lübeck, Schleswig-Holstein, das Königreich Sachsen mit den 
Agitationsbezirken Dresden, Chemnitz, Leipzig und Zwickau sowie 
Altenburg, Anhalt und Thüringen 11 auf. Diese Gebiete, in denen 
weniger als Ys der Reichsbevölkerung lebte, stellten 44'V,j aller Mit­
glieder. Unter 0,5%, teilweise sogar unter 0,1% lagen die Mitglieder­
anteile in Gebieten mit einem hohen Anteil an polnisch sprechender 
Bevölkerung wie in Westpreußen, Posen, Oberschlesien (Kattowitz), 
dem stark agrarisch geprägten Ostpreußen, in Elsaß-Lothringen und 
dem Saargebiet, in dem eine sehr mächtige schwerindustrielle Un-

.!! , 

... 
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ternehmerschaft eine gewerkschaftliche und politische Organisation 
der Arheiter vor 1914 faktisch verhinderte. Auch die preußischen 
Provinzen mit einem hohen Anteil an katholischer Bevölkerung wie 
Westfalen und das Rheinland hliehen trotz der Stiirke ihres indu­
striellen Sektors weit unter dem Durchschnitt. Von den süddeut­
schen Staaten hatten Nordhayern, die Rheinpfalz, Württemberg 
und Hessen etwa durchschnittliche, Süd bayern und Baden unter­
durchschnittliche Werte. Alle Gehiete mit einem über 1,6% liegen­
den, üherdurchschnittlichen Anteil an Parteimitgliedern unter den 
Einwohnern wiesen eine klare protestantische Mehrheit von üher 
XO'Yo der Bevölkerung auf. Im Reichsdurchschnitt entfielen 1912 auf 
100 Wähler 22,X Mitglieder der Sozialdemokratie. Da aher alle 
Frauen und die Männer unter 25 Jahren kein Wahlrecht hatten, je­
doch Mitglieder der Sozialdemokratie werden konnten, kann man 
davon ausgehen, daß nur ungefähr jeder 6. sozialdemokratische 
Wähler auch Mitglied der Partei war. Einen deutlich höheren Anteil 
der Mitglieder an den Wählern zeigten die sozialdemokratischen 
Hochburgen (mit Ausnahme Großherlins) sowie Nordhayern, das 
mit dem Raum um Nürnherg ein altes Zentrum der Sozialdemokra­
tie einschloß. Dagegen war der Prozentsatz der Mitglieder an den 
Wählern in den Gebieten mit einer nur geringen Wählerschaft der 
Sozialdemokratie hesonders niedrig. Auffällig ist auch der unter­
durchschnittliche Anteil der Mitglieder an den Wählern der Sozial­
demokratie in den Gehieten mit starker polnischer Bevölkerung, in 
den agrarisch hestimmten Provinzen Pommern und Ostpreußen so­
wie in Mecklenhurg und in den Gehieten mit einer üherwiegend ka­
tholischen Bevölkerung wie dem Oherrhein, dem Niederrhein, dem 
westlichen Westfalen und Baden. Der deutliche Kontrast zwischen 
der fast dem Reichsdurchschnitt der Partei entsprechenden Wähler­
schaft der Sozialdemokratie in Elsaß-Lothringen von etwa 32'!'() und 
der sehr geringen Zahl der Parteirnitglieder von nur 5,9"" der Wäh­
ler ist wahrscheinlich dadurch zu erklären, daß das offene Bekennt­
nis zur Sozialdemokratie im Reichsland vermieden wurde, während 
sie als radikale Oppositionspartei die Stimmen von Autonomisten 
und als "deutsche Partei" die Stimmen nichtsozialistischer "deut­
scher" Wähler gegen Kandidaten der Elsaß-Lothringer oder der un­
ahh~ingigen Lothringer erhalten konnte. 

Ein Vergleich der Mitgliederzahlen 1907 und 1912 zeigt keine 
großen Verschiehungen in der relativen Stärke der Sozialdemokra­
tie in den einzelnen Gebieten. In allen Agitationshezirken, außer 

1' ... 'HIIII~""''''''''''I_'''''''''' """","~"~,,,"~ .. ","~ .. ,,,,,,. ,~:""=~ __ .~,, :-::""'~".:."':. """,;":":';' :" "==== ••••••••• l. ______________ _ •
••• 1 "'!lßH!!I"I' 'Ei I' '''''.'IW''''''I'"ljl !llmllljl"~III!I!!ffllI!ftII! 
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dem nur aus zwei Wahlkreisen bestehenden Sachsen-Meiningen. 
stieg der Anteil der Parteimitglieder an den Einwohnern, Über­
durchschnittliche Zuwachsraten wiesen Südbayern. das östliche 
Westfalen. Württemberg. Braunschweig, das sächsische Zwickau 
und Anhalt, unterdurchschnittliche z. B. Großberlin und Hessen 
aut'. 

Schwieriger als die Frage nach der regionalen Stärke der So­
zialdemokratie ist die nach der sozialen Zusammenset/.ung ihrer 
Mitgliedschaft zu beantworten, Es gibt leider keine die Gesamtheit 
der 1\1itglieder erfassende oder doch wenigstens für sie repr:isenta­
tive Statistik über deren Gewerbe- und Berufszugehörigkeil. Alle 
Aussagen müssen daher aus verstreuten Informationen über die So­
zialstruktur einzelner lokaler Parteiorganisationen zusammengetra­
gen werden, Sie gliedern die Mitglieder teilweise nach mehr als 100 
Berufen auf und stimmen weder untereinander noch mit den Kate­
gorien der Berufsstatistik des Reiches überein, 

Trotzdem ergibt sich ein erstaunlich klares Bild aus diesen in­
koh:irenten Informationen, Nach der sozialen Zusammensetzung ih­
rer Mitglieder war die Sozialdemokratie vor 1914 eindeutig eine Ar­
beiterpartei. In fast allen Orten, von denen wir Angaben über die 

Berufe der Partei mitglieder haben, gehörten etwa X5-95"" \'on ihnen 
zur Arbeiterschaft. In Düsseldorf, wo eine besonders radikale so­
zialdemokratische ParteiorganisatiOll in erbitterten Auseinander,et­
zungen mit dem \'om Katholizismus dominierten politi,ch-slvialen 
Milieu stand. waren es 1900 sogar 91<"", Nur in München mit seinem 
starken Anteil an Kleinbetrieben und selbst:indigen Handwerkslllei­
stern stellten Kleinbürger über .:'()"" der Mitglieder."") 

") Vgl. Roher! Michels, Die deutsche Sozialdemokratie I. P:lfteimitglied­
schaft und soziale Zusammensetzung. in: Archiv f. Sozialwi,s. u. SOlialroli­
tik 23. 1'106.471-556. hes. 502-50'1: hicke, Handhuch (wie Anrn. 46). Bei. I. 
316-335: Statisti,che hhehungen üher die Partei-Organisation (jrol.l-Ikrlin, 
1'106. Berlin 1'107. hes, UX-140: Adelheid roll Sahlern, Vom Finv,ohner Lum 
Bürger. Zur Lmalllipation ein st:idtischen Unterschichten Giittingen, 
I X'I()-1'I20. !:inl' sO/ial- und kommunalhistnrische Untersuchung. Berlin 
1'173. 114: Aarl Dil/, Indu,trialisierung. Arheiterschaft und Arheiterbewe­
gung in Bielefeld I X50-1 'I 14. Dortmund I 'IX::', 250: StallhT SI/nI!, Llectoral 
Politie, in Wilhelminc (jermany. (,harel Hili London I'IX5, X6: Man No­
lall. Social [)l'mocracy and SDciety. Working-cla" Radicalislll in Dji"el­
dorf. IX'IO-I'I20, ('arnhridge cte. 19XI. 102: RalF Liit::cllkirchclI, Der sozial­
denwkrati,che Verein für den Reichsutgswahlkreis Dortmund-Hördc'. Ein 
Beitrag zur Parteiengeschichte. I)orlmund I '!70, 123: vgl. ",eiter Adelheill 

" •• lIIIPffilllll""·:'·;I:I':"lii'li'il,,:',"!rl:il'lliilllji'llj-",-.I,li'", 
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Besonders in den Arheitervierteln der protestantischen Groß­
stiidte waren unter den kleinhürgerlichen Mitgliedern. wie etwa Zi­
garrenhändlern, Friseuren. Schuhmachern. Lebensmittelhändlern 
oder Gastwirten, zudem viele, die von Arheitern als ihren Kunden 
oder Gästen ökonomisch ahhängig waren. Besonders in der Zeit des 
Sozial istengesetzes I xn-I X90, aher auch noch in den folgenden 10 
his 15 Jahren his zur Heraushildung eines größeren Stamms haupt­
amtlicher Partei- und Gewerkschaftsfunktioniire hahen solche. im 
Kleinhürgertum wurzelnde Sozialdl'mokraten nehl'n den Rl'dak­
teuren, Expl'dil'ntl'n und Verkgern dl'r Partl'izeitungen sogar hiiufig 
den aktiven Kern der örtlichen Parteiorganisation gestellt. Bei ihnen 
handelte es sich vielfach um frühere Arbeiter. die wegen der Beteili­
gung an Streiks oder wegen ihrer aktiven Tiitigkeit in der Sozialde­
mokratie entlassen worden waren. Vor alkm die Gastwirte. deren 
Lobk oft zum Treffpunkt der örtlichl'n Partei- und Gewerkschafts­
mitglieder und zum Ort für die Ahhaltung von Versammlungen wur­
den, haben in der Partei einen erhehlichl'n Eintlul.\ ausgl'übt und 
z. B. dil' Bekämpfung dl's Alkoholismus oder den Aulhau von Gl'­
werkschaftshiiusern als altl'rnativl'r Versal1lmlungsstiitten aufgrund 
ihrer ökonomischl'n Interessen verhindert bzw. Vl'fzögert."') Auch 
unter (kn Abgeordneten der Partl'i. die natürlich nicht gleichzeitig 
ein parlamentarisches Mandat ausühl'n und als Arheiter tiitig sein 
konntl'n. und den Rl'ich'itagskandidakn warl'n Kleinbürger über­
proportional vertreten.") Bis 1914 haben sich I X2 odl'r mehr als ein 
Viertel (27"") der sozialdemokratischen Reichstagskandidaten bei 
den Wahlen von IX9~ bis 1912 als Handwerksmeister. Kleillfabri­
bnten. (Kleill-)Kaufmiinller oder Gastwirte selbstiindig gemacht. 
Bei all diesen Sl'lbstiilldigen handelte es sich jedoch um ehemalige 
Arbeiter und Handwerker.'~) 

\"()/l Sa/dem. Wer ging in die SPI)"! Zur Analy,,~ der Parteimitglicdsehaft in 
wilhelminischer Zeit. I\1s .. hes. 2-9: der Aufsatz wird in dem in Anll1. 24 er­
wiihntcn Sammelhand \eriilfentlicht. 
"') Michel\, Deutsche SDzialdemokratie l\,ic Anm. 4'1), hes. :;46-:;49. 
"I Vgl. für I X90 Riller, Arheiterhewegung 1\\ ie Anm. 44), X2, Für die Zeit 
nach I X9X \1'1. Wi/he/I/I lIei/l~ Schriider I Hearh,), Sozialdemokratische 
Rcichstagsahgcordnete und Reichstagskandidaten I Xl)X -19 I X. Biographisch­
Statistisches Handhuch, Düsseldorf I '1X6. hes, .14, 
") Dei"" Die Lehensläufe der s07ialdemokratischen Reichstagskandidaten : 
Ausgc\\:ihll\: Fragen und Materialien. 1\1,,, 17: der Aufsatz wird in dem in 
Anill. 24 erwiihnten Salllmelhand veröffentli<:ht. 

." .... _---
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Angehörige des mittleren und gehohenen Bürgertums fielen in 
der Gesamtmitgliedschaft zahlenmüßig nicht ins Gewicht. wenn 
auch Akademiker und andere Intellektuelle in einzelnen Parteigre­
mien und besonders bei der innerparteilichen Diskussion von 
Grundsatzfragen sowohl bei den Revisionisten als auch hei den Ra­
dikalen eine erhebliche Rolle spielten. 

Unter den Arheitern in der Partei waren Facharbeiter, die auch 
den weit üherwiegenden Teil der Gewerkschaftsrnitglieder stell­
ten"), gegenüber ungelernten Arbeitern, die nur IO-25"" der Mit­
glieder ausmachten, weit überrepräsentiert. Auch von den Reichs­

tagskandidaten 1898-1912 waren nur 76 oder I 1,3"" ungelernte oder 
angelernte Arbeiter, während 529 oder 78,5"" eine handwerkliche 
Lehre oder eine Aushildung al~ industrielle Facharheiter ahsolYiert 
hatten.") Oie Schwierigkeit ungelernte Arheiter zu organNeren, 
war nicht nur eine Folge ihrer niedrigen Löhne und hiiufig unsteti­
gen Beschäftigung, an der die Zahlung von regelmiil.\igen Mitglieds­
beiträgen ort scheiterte. Ungelernte Arheiter, hesonders die Bau­
hilfsarheiter und die Arheiter der Industrie der Steine und hden"), 
waren vielfach ländlich-agrarischer Herkuni't und hliehen zudem 
hüufig als Besitzer von hiiuerlichen Zwerghetriehen, die nur in der 
Saison in der Stadt arheiteten, dieser Herkunft weiter verhunden. 
Das erschwerte ihre Organisation durch die Sozialdemokratie. 

Die Sozialdemokratie war ihrer sozialen Zusammensetzung 
nach so keine Partei der Ärmsten und hat sich um die oft \criicht­
lieh als "Lumpenproletariat" bezeichneten;('), teilweise kriminellen 

"~I Vgl. Gerhou! A. Riller 1\/01/.1 Te/lre/LI!'. Der Durchhruch der heien (je­
werbchaften Deubchland, zur Massenhewegung im letzten Viertel des 
19. Jahrhunderts. in: Cerhard i\. Ritter, Arheiterhewegung. Parteien und 
Parlamentarismus. Aufsätze zur deutschen Sozial- und Wirtsch:.!I"tsgeschichte 
des 1'1. und 20. Jahrhunderts. Göttingen 1976, hes. f\2 ff. 
") Sehrihier. L.ehensläufe (wie Anm. 52), Ms. 11. Der Anteil der ungekrnt<:n 
Arheiter wiire noch geringer, wenn nicht die 29 "gelernten" Tahakarheiter 
(43'0) zu den ungelernten Arheitern gerechnet worden wiiren. 
\1) Ger/um! A. Riller. Gewerhliche Zusammensetzung und innere Schichtung 
der industriellen Arheiterschaft im Kaiserreich, in: Wolfgang Jacohmeyer 
(Red.), Industrialisierung, sozialer Wandel und Arhciterhewegung in 
Deutschl<ll1d und Polen his 1914. Braun,chweig 19~U, '11-115, hes. I()I-I()~. 
'0) Typisch für diese Einstellung ist Kautskys Kritik an der ,ozialisti,chen 
Bewegung in England in einem Brief an Bernstein vom 24. 10. IXX6: "Da 
man ahsolut keinen Einnuß auf die arbcitenden Klasst>n hat, will lTlall [d. h. 
die Social I)emocratic Federation} mit den unemploved, zu deut,ch dt>m 
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Randexistenzen der Gesellschaft, wie die Wanderarmen, kaum ge­
kümmert. Auch die Armut und das Armenwe,en wurden erst mit 
dem stärkeren Engagement der Partei in der Kommunalpolitik ,eit 
der Jahrhundertwende zum Gegenstand intensiverer sozialdemokra­
tischer Reformbestrebungen. 

Unter den Facharbeitern in der Partei war der Anteil der ver­
schiedenen Berufe natürlich je nach der ökonomischen Struktur des 
Ortes sehr unterschiedlich. Offenbar spielten jedoch überall die 
meist in kleineren und mittleren Betrieben besch~iftigten Facharbei­
ter des Baugewerbe, - vor allem Maurer und Zimmerer - eine we­
sentliche Rolle. Auch die Besch~iftigten der Holzindustrie, die Fach­
arbeiter der metallverarbeitenden Industrie und des Maschinenbaus 
waren in der Parteimitgliedschaft stark vertreten. sofern es entspre­
chende Industriezweige am Ort gab. Dagegen waren Bergarbeiter. 
die im Ruhrgebiet und in Oberschlesien oft mit dem Zentrum. mit 
den christlichen Gewerkschaften und national-polnischen Organi,a­
tionen verbunden waren, unter den Mitgliedern der Sozialdemokra­
tie unterrepriisentiert. Nur relativ wenige Mitglieder kamen weiter­
hin aus der Textil- und Bekleidungsindustrie, die einen hohen An­
teil an weiblichen Arbeitskr:iften hatte. und der überwiegend klein­
betrieblichen Nahrungs- und Genuf.lmittelindustrie. Die Organisa­
tion der B~icker und der Beschäftigten de, Caststättengewerbes für 
die Gewerkschaften und die Partei wurde zudem dadurch erschwert. 
daß diese - wie Haw,diener, Kutscher, Knechte. M~igde und Dienst­
mädchen - häufig im Hause des Arbeitgebers wohnten. von ihm be­
köstigt wurden und daher einer besonders wirksamen sozialen Kon­
trolle unterworfen waren. Auch unter den Arbeitern der großbe­
trieblichen Eisen- und Stahlindustrie haben die ~charfe Bekämpfung 
der Arbeiterorgani,ationen durch die Unternehmer und die Dequa­
lifikation vieler Arbeitskr~ifte durch Veränderungen im Produk-

Lumpenproletariat. demonstriren. Für alle möglichen Handlungen einer 
Masse von IOüOOO Lumpenproletariern die Verantwortung ühernehmen, 
hlos um der Welt et\'as \'on einer imposanten englischen sozialistischen Be­
wegung vorlügen zu ~önnen, das ist das Vorgehn von Ahel11ellrem. nicht von 
Politikern. Wann wird sich endlich eine sozialistische Partei hier hilden, die 
nicht mit Lumpenproi<:tariern oder Sektirern. sondern mit der arheitelllJen 
Klasse operiren will" Das ist unser Boden," Ahschrift des Briefes, dessen 
Original sich in Moskau hefindet, im Internationalen Institut für Sozialge­
schichte in Amsterdam. IMLIZPA Moskau, f-. 204/ 1/'i01. Ich danke (iÖt7 
Langkau für die Frlauhnis zur Benutzung der Tran,kriptionen des Brief­
wechseb zwischen Ikrnstein und Kautsky. 

", ! t ! 
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tionsrrozeß den Aufbau von Gewerkschaften und die aktive Betäti­
gung für die Sozialdemokratie fast unmöglich gemacht. 

Auf\chlußreich ist, dal.l einige besonders qualifizierte Arbeiter­
grurren mit weit überdurchschnittlichem Verdienst wie Buchdruk­
ker, Graveure, Lithograrhen, Hutmacher und auch die Bierbrauer 
lwar einen hohen Grad gewerbchaftlicher Organisation aufwiesen, 
es unter ihnen aber nur relativ wenige Mitglieder der Sozialdemo­
kratie gab s -) Offenbar handelte es sich bei ihnen um eine Art Arbei­

teraristokratie, die sich zwar üher die Gewerkschaften intensiv für 
ihre ökonomischen und sozialen Interessen einsetzte, aber die wei­
tergehenden rolitischen Ziele der Sozialdemokratie nur selten akti\ 
unterstützte. 

Die sozialistischen Freien Gewerkschaften galten im Kaiser­
reich als eine Art Rekrutenschule der Partei. Die vorliegenden Da­
ten deuten jedoch an. da13 1905-190(, - mit erheblichen Unterschie­
den in den verschiedenen Gewerhezweigen und Berufen in den 
St:idten. über die wir genauere Angahen hahen - nur etwa jedes X. 
his 3. Gewerkschaftsmitglied auch Sozialdemokrat war.'K) Da in den 
.I;dHen nach 1907 die Zuwachsrate bei den Parteimitgliedern erheh-

"~I N<lch der (Jrnl)hnlin~r I'artei,tatistik \on 190h. die unter '\~ 106 Partei­
mitgliedern <luch 41 Jfi7 Mitglieder der Zentralorganisationen der (je\\erk­
sl'haften erfaBte. waren von 55X939 .Organisationsfühigen·. d. h. den Arheit· 
nehmern. für die eine gcwerbchaftliche Organisatilln he,tand. ~5~Oh<) 
(45.2",,) in gewerbchaftlichen Zentral\'erh~inden organi,iert. Von die,cn \\a­
ren 41 3X7 (1604",,) audl Mitglieder der SOlialdenlOkratie. Der Anteil der ge· 
\\crkschaftlich Organi,ierten war hei den IOX76 Buchdruckern (90.6",,). 2050 
Bildhauern (6X.I" ,,). 460 Marillorarbeitern (61.5" ,,). 1000 (jravcuren (75.6" ,,). 
,'b.'3 Lithographen (90.5' ,,). I hOO Hutmachern (5904" ,,), 1500 Brauern ('\7,.'\" ,,) 
weit üherdurchschnittlich. Der Anteil der I'arteilllitglieder unter den (je­

werksehaftsmitgliedern lag hei den Angehiirigen dieser Berufe dageg,en er­
hehlich unter dem Durchschnitt: Buchdrucker 12.4" ". Bildhauer \J.I" ". Mar­
morarbeiter 004" ". GrJ\'cure 14.2" ". Lithographen XA" ". Hutmdcher 1(1.3" ". 
Brauer 2.1\".,. - Die freie Ver~illigung deutscher Gewerkschaften (Lokali· 
sten). die die Organisation in Zentralverhiinden ahlehnte. hatte wcitere 
10793 Mitglieder. von denen 1777 ( 16.5" ,,) auch der SozialdenH1kratie ange­
hiirten. Bei den erwiihnten Berufen gah es in Berlin keine lokalistischen Or 
ganisationen: Statistische Erhehungen üher die Partei-Organi,ation GroB­
Bcrlins 1406 (wie Anm. 491. UX-140. 
'X) Vgl. nehen den in Anrn. 57 erwiihnten Angahen üher GroB-Berlin weiter 
die Zahlen üher I-rankfurt am Main. Marhurg. J)üsseldorL Leilvig und 
München hei M/(·!Jc!l. Deutsche Sozialdemokratic (wie Anill. 4<)). 4S7-502. 

·,owic noch einmal für Düsseldorf No/all. Social Democracy (wie Anill. 49). 
30<). 
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lich höh~r war als hei Ciewerkschaftsmitgliedern, dürfte der Anteil 
der Parteigenossen unter den Mitgliedern der Freien Gewerkschaf­
ten bi, 1')\3 auf insgesamt ca. 3 ()'ill angestiegen sein.;") 

Eine Analyse der Altersstruktur der Sozialdemokratie in Groß­
herlin 1')06 zeigt ein klares Überwiegen der Altersgruppen der 
26-40jiihrigen, die etwa 60'!11 aller Mitglieder ,teilten. Wegen der Be­
schr~inkung der politischen Betiitigung von Jugendlichen bis zum 
Reichsvereinsgesetz von 190i<, der Lehrzeit und des Militiirdi.enstes 
der Miinner waren nur etwa 2"" der Berliner Sozialdemokraten un­
ter 20 Jahre alt. Auch die 20-25jiihrigen waren mit knapp 12"" der 
Parteimitglieder nur etwa halb so stark vertr~ten wi~ die h~iden fol­
genden Fün(jahresgruppen. Die 41-50jiihrigen stellten immerhin 

noch knapp I')"" der Parteimitglieder, wiihrend nur 7"" aller Sozial­
demokraten Großberiins über 51 Jahre alt waren."") 

Andere, wenn auch wegen der ahweichenden Gruppierung der 
Altersklassen nicht voll vergleichbare Statistiken über die Alters­
struktur der Sozialdemokrati~ in Hamburg und dem Wahlkr~is 

Leipzig-Land, komm~n zu ähnlichen Ergebnissen." I
) Man wird mit­

hin davon ausgehen können, dal.\ in der deuhchen Sozialdemokratie 
nach der Jahrhundertwende diejenigen überwogen, die seit den 
IXXOer Jahren in das Berufsleben eingetreten waren, und daß Arbei­
ter im Alter von 25-40 Jahr~n, die auf dem Höhepunkt ihrer berutli­
ch~n Leistungsfiihigkeit standen und daher auch ein~ relativ starke 
Stellung auf dem Arheit;,markt hatten, den Kern der Parteimitglied­
schaft bildeten. Das gilt nicht so sehr für die Parteiführer, die zum 
Teil schull \ or dem SOlialistengesetz in die Partei eingetreten waren, 
aber doch für die Mitgliederbasis und den lokalen Stamm der mitt­

leren ulld unteren Funktionäre. 

"~'I Die Zahl der Parteill1itglieder betrug Il/U l/X2i>'iO. die der Mitglieder der 
f'reien Gewerbchaftcn :2 541( 763. Wenn wir von den Partei mitgliedern nach 
dem Vorbild der Berliner Parteistatistik vt'n Il/(ll> 22"" (darunter 7.. B. alle 
Hausfrauen) als gcwerbchaftlich nicht organisationsfiihig abziehen. kom­
men wir auf ungerühr 76()()OO-77000() gewerkschaftlich organisationsrühige 
l'arteimitglieder, d. h. et\\.a 30"" alkr Mitglicder der f-n:ien (jcwcrbc·haftcn. 
"") Vgl. L. Wurfll. Statistisdle Frhcbungen über die Parteiorganisation GroLl­
Bcrlins 1l/06, in: Neue Zeit 21>. 1905, Bd. I, 450-453, hier 453. 
"') Vgl. dil' Angaben über die Altersstruktur der s(vialdemokratischen Par­
teiorganisation in Hamburg 1l/(l3, 1l/(j5. Il/OK und im Wahlkrei, L~irlig­

Land 1901/ bei hicke. Handbuch (wie Anm. 46). Bd. I. -'36. Allerding, lag in 
Hamburg 1905 der Anteil der Mitglieder im Alter \'on über 50 Jahren bei im­
merhin knarr 12" H. 
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Soziale und ökonomische Faktoren waren also für die Rekru­
tierung von Mitgliedern der Sozialdemokratie sehr bedeutend" Für 
die jeweils individuelle Entscheidung zum Eintritt in die Partei 
spielte aber der kulturelle Zusammenhang ökonomischer und sozia­
ler Faktoren - vor allem das Verhältnis zur Kirche sowie der Ein­
fluß der Familie, des Freundeskreises, der Nachbarschaft oder der 
Arbeitskollegen - eine wichtige Rolle" Schließlich waren die Erfah­
rungen, die der einzelne machte, sehr unterschiedlich, wie auch die 
individuelle Verarbeitung dieser Erfahrungen, die natürlich oft 
durch die Interpretationsangebote der Arbeiterorganisationen ge­
prägt wurde, ganz verschieden ablief Auch konnte man in der poli­
tischen Arbeiterbewegung des Kaiserreiches mit ihrem breiten An­
gebot an Kultur- und Freizeitorganisationen in den Städten unter 
Umständen weniger ein Instrument des politischen und sozialen 
Kampfes als einen geselligen Kreis Gleichgesinnter sehen, mit de­
nen man zu~ammen sang, wanderte, bestimmte Sportarten betrieb 
und einen Teil seiner durch die allmähliche Reduzierung der Ar­
beitszeit zunehmenden Freizeit verbrachte,,"!) Leider haben wir nur 
wenige autobiographische Aufzeichnungen, Briefe oder andere Un­
terlagen von einfachen Parteimitgliedern, die uns Auskunft über die 
Motive für den Parteieintritt geben."') Die allerdings nur mit großer 

"') Vg!. z. B, Lu(hl'i,1{ litre" , Ein Prolet erzählt. Lehensschilderung eines deut­
schen Arhcitcrs, Berlin 1947.45 L 
"') Die Studie von Jochen Lo!'ecA, Wie man früher Sozialdemokrat wurde, 
Das KOl11l11unikationsverhalten in der deutschen Arheiterhewegung und die 
Konzeption der sozialistischen Parteipuhlizistik durch August Behe!. Bonn­
Bad Godesherg 1977" analysiert auf der Basis der Autohiographien \on 33 
Sozialdemokraten. die in der Zeit von IX66 his 1914 der Partei hcitraten. die 
sozialen Merkmale und Dispositionen der Betroffenen sowie den Eintlul.\ 
der verschiedenen Kommunikationsmittel - Pre,se" Bücher. Pamphlete. Ver­
sammlungen, politische Gespräche am Arheitsplatz etc, - auf die Gewin­
nung für sozialistische Ideen, Einen Eindruck von den politischen und sozia­
len Wert vorstellungen von sozialdemokratisch oder freigewerkschaftlich or­
ganisierten Bergarheitern. Textil- und Metallarheitern und den Erwartun­
gen. die diese an die Arheiterhewegung knüpften, vermitteln die zeitgenössi­
schen Befragungen von Arheitern durch Ado/f Ln'enstein, Die Arheiterfrage, 
Mit hesonderer Berücksichtigung der sozial psychologischen Seite des mo­
dernen Großhetriehes und der psycho-physischen Einwirkungen auf die Ar­
heiter. München 1912, sowie die von Lerenstein herausgegehene Saml11lung 
von Arheiterhriefen: Aus der Tiefe, Arheiterhriefe, 4. Autl Berlin t 909. Vg!. 
weiter für die Bergleute Klaus [en/elde" Hehnllth hisch/e!' (Hrsg,). Bis 1'01 

die Stufen des Throns, Bittschriften und Beschwerden von Bergleuten im 
Zeitalter der I ndustrial isierung. München IlJS6. 

I I! 111 I 
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Vorsicht zu benutzende Methode der mündlichen Befragung älterer 
Menschen, die für die Weimarer Republik und die NS-Zeit unser 
Wissen über die Haltung breiter Bevölkerungsschichten erweitert 
hat, ist für das Kaiserreich kaum noch anzuwenden. 

Trotz der ~chlechten Quellenlage läßt sich sagen, daß eine 
handwerkliche Ausbildung auch noch nach der Jahrhundertwende -
wie I ~75 - eine starke soziale und kulturelle Disposition zum Ein­
tritt in die Sozialdemokratie bedeutete. Sie gab nicht nur eine relativ 
gute Position auf dem Arbeitsmarkt und damit eine größere Resi­
stenz gegenüber dem Druck der Arbeitgeber: sie vermittelte zudem 
auch hestimmte Traditionen. Wertvorstellungen und Muster des 
kollektiven solidarischen Handeins, die von den iilteren Gesellen­
hruderschaften"') in die moderne Arheiterhewegung übernommen 
worden waren. Die Kommunikation mit den Kollegen am Arheits­
platz. die Wohnung in einem städtischen Arbeiterviertel und natür­
lich auch die Geburt in eine Familie. in der bereits der Vater Sozial­
demokrat war. haben den Eintritt in die Partei erleichtert. Dagegen 
hahen. nehen einer dörflich-agrarischen Herkunft, der Wohnsitz auf 
dem Land und die Isolation am Arbeitsplatz ihn erschwert. Für alle, 
die sich der Partei anschlossen. galt. dal.\ der Beitritt selten vor dem 
20. oder nach dem 40. Lehensjahr erfolgte. 

Der Schwellenwert. der überschritten werden mußte. um Mit­
glied der Sozialdemokratie zu werden, war je nach dem sozio-kul­
turellen Umfeld sehr unterschiedlich hoch. Wiihrend es in Arheiter­
vierteln einer protestantischen Großstadt für den Sohn eines Arhei­
ters, der üherhaupt politisch tätig sein wollte, in den letzten Jahr­
zehnten des Kaiserreiches kaum eine Alternative zur Sozialdemo­
kratie gah h

'), hedeutete der Beitritt zu dieser Partei im Dorf und in 

"4) Ygl. Am/rea.\ Gri(:fIil1ger. Da, symholische Kapital der Ehre. Streikhewe­
gungen und kollektives Bewuflt,ein deutscher Handwerksgesellen im IX. 
Jahrhundert. Frankfurt am Mainl Berlin/Wien 1981. 
',S) Sehr aufschlußreich sind dafür die Gründe. die allerdings erst kurz nach 
der Jahrhundertwende gehorene und daher erst in der Weimarer Repuhlik 
politisch aktive Braunschweiger Arheiter hei Interview, für ihre Unterstüt­
zung der SPD angahen: Hans Kolhe (1903 geh.): .,Man wullte. wozu man 
gehörte": Herrnann Ahrens (1903 geh.): .,Man wußte ja. wohin man ge­
hörte": Walter Pape (1903 geh.): ., ... ich !ehte in einer Arheitergegend. wo 
man einfach Mitglied der Sozialdemokratischen Partei war oder sie wiihlte. 
Das gehörte sich einfach so": Karl Jordan (1909 geh.): .,Meine heiden Brü­
der waren schon in der Partei und logischerwei,e mußte ich dann auch rein. 
Da, ist ehen eine Familiensache gewesen.. Ich kann nicht sagen, daß das 

'I I I' 
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vielen Kleinstädten eine Gefährdung der materiellen Existenz. In 

katholischen Gebieten mit einem stark entwickelten Gemeindeleben 

und einer tief verwurzelten katholischen Vereinskultur mußte ein 
katholischer Arbeiter bei seinem Eintritt in die Sozialdemokratie 

(vor allem im Westen, weniger im Süden Deutschlands) ort mit sei­
ner ganzen bisherigen Lebensweise und seinem Freundeskreis bre­

chen. So zeigt eine Untersuchung über die Düsseldorfer Sozialde­

mokratie, daß die Träger der Partei auch ganz überwiegend zuge­

wanderte Arbeiter waren, während die am Ort geborenen Arbeiter 
in ihrer Mehrheit in das katholische Milieu eingebunden blieben 

und auch ihre politische Vertretung in der Zentrumspartei such­
ten."") 

IV. 

Die hier vorgelegten Ergebnisse über die regionale Ausbreitung und 

die soziale Zusammensetzung der Mitgliedschaft der Sozialdemo­

kratie werden im wesentlichen durch eine Analyse der Wählerschaft 

der Partei bestätigt und vor allem hinsichtlich der Konfession, die in 
den Mitgliederstatistiken nicht erfaßt wurde, ergänzt. 

Die Sozialdemokratie hat, wie vorher das Zentrum im Kultur­

kampf, wesentlich zur Politisierung der Wähler und - im Gegensatz 
zu den Parteien im Kulturkampf - zur tendenziellen Abschleifung 

regionaler Unterschiede beigetragen. Durch die seit 1890 verfolgte 
Praxis, auch in für sie aussichtslosen Wahlkreisen eigene Kandida­

ten aufzustellen, hat sich die Partei immer weiter ausgedehnt, ohne 

jedoch die Konzentration auf bestimmte Hochburgen völlig zu über­
winden.";) 

Insgesamt hat die Sozialdemokratie die Zahl ihrer Wähler von 
knapp 1/2 Million 1877 über 1,4 Millionen 1890 auf 4;:; Millionen 

1912 auf mehr als das 8fache erhöhen, ihren Anteil an den Wähler­
stimmen in den gleichen Jahren von 9')11 über 20 auf fast 35" .. (, etwa 

vervierfachen können. Der Ausdehnungsprozeß der Sozialdemokra-

schon eine echte politische Überzeugung war. Dafür war ich noch zu jung ... 
Damals - das mußte ehen sein. Wir gingen zum I. Mai, wir gingen überall 
hin mit der Partei, also mullte man auch dazugehören." Zit. n. S'le/CIn Ba­
johr. Vom hitteren Los der kleinen Leute. Protokolle üher den Alltag Braun­
schweiger Arbeiterinnen und Arheiter 1900 his 1933. Köln 19X4, 76-X I. Die 
Namen wurden für die Veröffentlichung geändert. 
hO) No/an, Social Democracy (wie Anm. 49), hes. 113-11 X. 
'-) Für die Zahl der Kandidaten der SPD vgl. Riller. Wahlgeschichtliches Ar­
heitshuch (wie Anm. 22), 121. 

""~~ ___ A_'" .. ~ÜIII~Ii;I"'II<IIiIIIWJIIII/lIj~"'H"''''''''''''''" ______ '''''''''' ____ ''''' _______ ''_ 
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tie von 1877, dem Jahr vor dem Erlaß des Sozialistengesetzes, bis 
1912, als die letzte Reichstagswahl im Kaiserreich stattfand, wird in 
den folgenden Karten"x) über den sozialdemokratischen Stimmen­
anteil in den 397 Wahlkreisen des Reiches dokumentiert. 

Welche Tendenzen lassen sich aus diesen Karten und der regio­
nalen Entwicklung der Wählerschaft der SPD ablesen'! Einige der 
alten Hochburgen wie Berlin, wo die Partei 1877 knapp 40'!lo, 1912 
über 75% der Wählerstimmen erhielt, wurden bis zum Ersten Welt­
krieg immer weiter ausgebaut. In Hamburg erreichte die Partei da­
gegen mit 60'Y<, der Stimmen bereits 1890 einen Sättigungsgrad. In 
Schleswig-Holstein, das schon 1874 mit 35"0 zu einer Hochburg der 
Sozialdemokratie wurde, blieb die Partei bis 1893 hinter diesem Er­
gebnis zurück und hat es auch 1912 mit 40 il " nur wenig überschrit­
ten. 6

") Im Königreich Sachsen wurde der Höhepunkt der Partei 1903 
mit fast 60"/0 der Stimmen bei den folgenden Wahlen nicht wieder 
erreicht. 

Überproportionale Gewinne konnte die Sozialdemokratie seit 
dem Ende der I 880er Jahre in der preußischen Provinz Sachsen so­
wie in den Industriegebieten und Großstiidten Westfalens und des 
Rheinlandes erzielen. Auch das Nord-Süd-Gefiille in der Stärke der 
Partei wurde durch die besonders hohen Stimmcngewinne in Teilen 
Bayerns, in Württemberg, Baden und Hessen weitgehend eingeeb­
net. 7il) Dagegen verbuchte die Partei in den meisten ostelbischen Ge­
bieten auch 1912 noch unter I O'!il der Wähler. 

Die Sozialdemokratie war in ihrer Wählerschaft - wie in ihrer 
Mitgliedschaft - eine Klassenpartei der Arbeiter, die aber lange 

"x) Die Karten wurden nach den Angahen des Verfasser, von Josef Reindl 
angefertigt. 
"") Schleswig-Holstein verzeichnete auch den markantesten Ahstieg im Grad 
der gewerkschaftlichen Organisation im Vergleich zu anderen Gehieten des 
Reiches. Nachdem 1~95 die Zahl der Gewerkschaftsmitglieder pro 1000 Ar­
heiter dreimal so hoch war wie im Durchschnitt des Deutschen Reiches, lag 
sie 1906 nur noch um 2Y!" üher dem Durchschnitt; Soll, Arheitskampf und 
Region (wie Anm. 42), Tah, 8, 
''') Der Stimmenanteil der Sozialdemokratie in diesen süddeutschen Liindern 
und im Reich hetrug: 

1877 1890 1898 1903 1912 
Bayern 3,7 13,9 18, I 2U 27,3 
Württemherg 4,0 8,9 20,3 27,5 32,5 
Baden 1,5 11,4 19,0 21,9 28,3 
I !essen 8,7 20.7 33,9 35,5 3(U 

Deutsches Reich 9, I 19,7 27.2 3U 34,8 

7 
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In der Reichstagswahl 1877 
wurden in den Wahlkreisen 
für die sozialdemokrati­
schen Kandidaten 

unter 5Ofo 

5,1-25% 

25,1-50% 

über 500/0 

aller gültigen Stimmen 
abgegeben, 

Karte I: Der Stimmenanteil der Sozialdemokratie hei der Reich,tag'iwahl 

IX77 
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In der Reichstagswahl 1890 
wurden in den Wahlkreisen 
für die sozialdemokrati­
schen Kandidaten 

unter 5% 

5.1-250/0 

25,1-50% 

über 50% 

aller gültigen Stimmen 
abgegeben 

Karte"' Der Stimmenanteil der So/ialdemokratie hei der Reiclhtag.,,,alll 
11(')0 
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In der Reichstagswahl 1912 
wurden in den Wahlkreisen 
tür die sozialdemokrati­
schen Kandidaten 

unter 50/0 

5,1-250/0 

25,1-500/0 

über 500/0 

aller gültigen Stimmen 
abgegeben. 

Karte 3: Der Stimmenanteil der Sozialdemokratie hei der Reich,tag,wahl 
1912 
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nicht alle Arbeiter erfaßte. Der typische Wühler der Sozialdemokra­
tie blieb der deutsche, relativ junge. protestantische, in der Stadt le­
bende Arbeiter mit einer Erwerbstiüigkeit in Industrie oder Hand­
\\erk. 

Eine genauere Analyse der Wahlergebnis~e der Sozialdemokra­
tie seit 1890 ergibt Folgendes: 

I. Der Sozialdemokratie ist es nicht gelungen, in größerem Um­
fang die Stimmen polnischer Arbeiter zu gewinnen, die vielmehr 
entweder durchgiingig. wie in West preußen und Posen. nationalpol­
nische Kandidaten wühlten oder, wie in Oberschlesien, diesen etwa 
seit der Jahrhundertwende ihre Stimmen gaben. Die Zuspitzung der 
politischen Auseinandersetzungen auf den nationalen Kampf zwi­
schen polnischen und deutschen Kandidaten hat so bewirkt. daß die 
Sozialdemokraten - wie auch die Freien Gewerkschaften - von we­
nigen stiidtischen Inseln abgesehen in Gebieten mit einem starken 
Anteil polnisch sprechender Bevölkerung kaum Fuß fassen konn­
ten. 

Dagegen hat die Sozialdemokratie in Elsal.\-Lothringen, wo sie 
vor I ):\90 faktisch nicht existent war, bei den Reichstagswahlen seit 
1890 zunehmend an Boden gewonnen und schließlich bei der letz­
ten Wahl von 1912 etwa ein Drittel der Stimmen und Mandate er­
halten. Es gelang ihr in steigendem Maße, sich als Alternative für 
deutschgesinnte Wähler zu priisentieren. die die Protestler oder Au­
tonomisten ablehnten. Aber auch \"on Anhängern einer gröl.\eren 
Autonomie Elsaß-Lothringens wurde sie als kleineres Übel gegen­
über den betont deutschnationalen Kandidaten gewählt. -') 

2. Die Sozialdemokratie unternahm - unter dem Eindruck ei­
ner schweren Agrarkrise in den frühen 1890er Jahren und einer 
durch sie bewirkten politischen Mobilisierung der Bauern - den 
Versuch, durch massive Agitation auf dem Lande ihre Basis bei den 
Bauern und bei den Landarbeitern zu verbreitern. Man hoffte so, 
dem Ziel einer absoluten Mehrheit der Wähler und der Mandate im 
Reich entscheidend näher zu kommen. Daneben spielte, etwa bei 
August Behel, aber auch die Hoffnung eine Rolle, damit die Kernre­
gimenter der preußischen Armee, die zu einem erhehlichen Teil aus 

-') Zur Entwicklung de, Parteiensystems und der Wahlen in Elsaß-Lothrin­
gen vgl. HO'mann Hier)". Reichstagswahlen im Reichsland. Ein Beitrag zur 
Landesgeschichte von Elsal.\-Lothringen und zur Wahlgeschichte des Deut­
schen Reiches IR71-19IR. Düsseldorf 1986. 

,I, ,11, 
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der ostelbischen Landbevölkerung rekrutiert wurden, bei einer Re­
volution oder inneren Unruhe als Kampfinstrumente gegen die So­
zialdemokratie lahmzulegen. c2

) 

Der Versuch, auf dem Land vorzudringen, ist jedoch weitge­
hend gescheitert. In Gebieten mit überwiegend büuerlichem Grund­
besitz haben büuerliche Protestwähler, die bei der Reichstagswahl 
1893 offenbar noch hüufig ihre Stimmen der Sozialdemokratie ga­
ben, sich schon bei der folgenden Wahl von I xn dem fünf Jahre zu­
vor gegründeten Bund der Landwirte oder den neu gebildeten regio­
nalen Bauernverbünden zugewandt oder sind zu den anderen Par­
teien zurückgekehrf'l, die agrarische Interessen nun sUirker beton­
ten. Die Mißerfolge der Sozialdemokratie hingen damit zusammen, 
daß die Partei sich entgegen den Wünschen ihrer Führer nicht zu ei­
ner Politik des Bauernschutzes durchringen konnte -"i und da!.) in 
der Frage der Getreidezölle und der gewerkschaftlichen Organisa­
tion des Gesindes und der Landarbeiter letztlich unüherbrückbare 

;') Vgl. die Reichstagsrede Behels vom 11. 12. IWIO: Sll'nographische Be­
richte üher die Verhandlungen des Reichstags. V[ [I. Legislaturperiode, 
I. Session I~N()/91, Bd. 2. Berlin 1~91, X62-X69, bes. X67. Ganz iihnlich iiu­
I.lerte sich Friedrich Engels in einem Brief an Wilhelm Liebknecht vom 9. 3. 
I!NO nach der Reichstagswahl vom februar UNO: .. Umre Erfolge in Schl[es­
wig]-Hoistein, Mecklenb[ur]g und Pommern vcrhürgen uns jetzt riesige Fort­
schritte unter den Ackerbauarbeitern des Ostens. Jetzt wo wir die Stiidte ha­
hen, und der Ruf unsrer Siege bis in die abgelegensten Rittergüter dringt. 
können wir auf dem Lande einen ganz anderen Brand anzünden als die 
Strohfeuer von vor 12 Jahren. [n drei Jahren können wir die Landarbeiter 
haben, und dann haben wir die Kernregimenter der preußischen Armee." 
Wihe/m Uehkncchr. Briefwechsel mit Karl Marx und Friedrich Engels. Hrsg. 
u. bearb. v. Georg Ecker!. Thc Hague 1903, 366. 
'l) Typisch ist die Stimmentwicklung der Sozialdemokratie I !NO-I X9X in den 
bayerischen Regierungsbezirken Oberhayern. Oherpfalz, Niederhayern und 
Schwaben, die bis auf Oberbayern. wo der Grol.lraum München für einen 
starken Anteil an [ndustrie und Handel sorgte, stark agrarisch strukturiert 
waren. 

IX90 11\93 IX9X 
Oherbayern 23,3 27,6 23,7 
Niederhayern 2,2 2,7 2,4 
Oberpfalz 4,4 10,5 5,9 
Schwaben 6)\ 10,2 7,0 
Deutsches Reich 19.7 23.3 27,2 
Vgl. weiter die Analyse der Ergebnisse der Reichstagswahlen 1 ~90-9g in den 
Agrargebieten hei Hesse/harth. Revolutionäre Sozialdemokraten (wie Anm. 
46), 132-137.247-250. 
'4) Vgl. Rirrer, Arbeiterhewegung (wie Anm. 44), 134-144. 
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Interessenkontlikte zwischen den von der Sozialdemokratie Vl)r al­
lem vertretenen gewerblichen Arbeitern und den Bauern bestanden. 

I n Gebieten mit überwiegendem Großgrundbesitz, wie Ost­
preußen und Mecklenburg, hat die Sozialdemokratie bereits I X9X 
bzw. 1903 ihren Höhepunkt erreicht und danach erhebliche Einbu­
ßen erlitten.-') Der Hauptgrund für das weitgehende Scheitern der 
Agitation unter den Landarheitern waren die scharfe Kontrolle und 
Disziplinierung der Arbeiter und des Gesindes durch die Arbeitge­
ber, die Verteufelung der Partei durch viele Pfarrer und die rigorose 
Unterdrückung der sozialdemokratischen Agitation durch Arheitge­
ber und Behörden. Es kam hinzu, daß der feste Stamm der Landar­
beiter der ostelhischen Güter, die mit ihren Familien an ein Gut 
kontraktlich gehundenen Tagelöhner, einen erheblichen Teil seiner 
Entlohnung noch durch Naturalleistungen. u. a. durch das Recht 
zur Nutzung eines Stücb Land und die Gewährung von freier 
Weide und von Winterfutter für die ihm in beschränktem Umfang 
erlauhte Vieh haltung. erhielt. Zudem waren die Tagelöhner an den 
Ertr;lgen des Gutes dadurch beteiligt, daß sie verpflichtet, aber auch 
berechtigt waren, das auf dem Gut geerntete Getreide gegen einen 
bestimmten Anteil daran zu dreschen. Sie waren daher - im Gegen­
satz zu den gewerblichen Arbeitern - an Agrarzöllen und Einfuhrbe­
schränkungen für Vieh und Viehprodukte zur Sicherung hoher 
Fleisch- und Getreidepreise interessiert. Die dadurch zunächst gege­
bene. oft patriarchalisch geprägte Interessengemeinschaft von Guts­
besitzern und Gutstagelöhnern zerfiel jedoch weitgehend durch die 
zunehmende Verwendung der Dreschmaschine, die Reduzierung 
der Naturalentlohnung und die Tendenz zur Heraushildung kapita­
listischer Arbeitsverhältnisse in der ostelbischen Landwirtschaf!.") 

.') Auf die Sozialdemokratie entfiel folgender Stimrnenanteil hei den Reichs­
tagswahlen : 

IX98 1903 1907 1912 
Ostrreuflen 

Regierung,hezirk Königsherg 24.2 23.7 16.7 UU 
Regierungshezirk Gumhinnell 10.5 14.6 8.6 10.0 

M eck lenhurg-Schwerin 38.2 41.3 34.3 37.4 
Deutsches Reich 27,2 31.7 29.0 34,8 
"l Vgl. Max Weher. Die Lage der Landarbeiter im ostelhischen Deutsch­
land. 1892. Hrsg. v. Martin Riesebrodt. :2 Halhhde. (Max- Weher-Gesamtaus­
gahe. Bd. 3.) Tübingell 1984. sowie Webers Aufsätze üher .Die ländliche Ar­
heitsverfassung' und .Entwicklungstendenzen in der Lage der ostelhischen 
Landarbeiter'. in: Den .. Gesammelte Aufsätze zur Sozial- und Wirhchafts­
geschichte. Tübingen 1924. 444-469. hes. 449-451, 470-507. hes. 473-490. 

, I 
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Auch durch die starken Schwankungen des saisonalen Arheitskriif­
tehedarfs in der Landwirtschaft hedingt, spielten freie Landarheiter 

ohne Grundhesitz, deren Arbeitsverhältnis jederzeit gelöst werden 

konnte, - und als Sondergruppe unter ihnen die Saison- und Wan­

derarheiter, die häufig im Ausland rekrutiert wurden - auf dem 
agrarischen Arheitsmarkt eine immer hedeutendere Rolle. 

Für die Sozialdemokratie und die Freien Gewerkschai'ten haI 

sich dadurch jedoch die Chance zur Erfassung der Lalllbrheitt:r 
nicht verhessert. Die Konkurrenz hesonders der ausUndischen 

Wanderarheiter, die keinerlei politische Rechte hatten, schwiichte 

die Position der einheimischen Arheiter auf dem Arheitsm<lrkt. Zu­

dem hewirkten die Unzufriedenheit ühn die niedrige Bezahlung, 
die lange Arheitszeit, die hohe Ahhängigkeit und die mangelnde Ah­

wechslung des Landlehens, daLl gerade die jungen und aktiven Ele­

mente der Landhevölkerung, die noch am ehesten für die Sozialde­
mokratie und die Ge\\ierkschaften zu gewinnen gewesen wiiren, den 

Agrargehieten des Oslens durch die Auswanderung nach Uhersee 

oder die Binnenwanderung in die Städte und Industriezentren Mit­

tel- und Westdeutsch lands verlorengingen. 

3. Die Sozialdemokratie war eine ganz üherwiegend stiidtische 
Partei. In den 21 rein stiidtischen Wahlkreisen des Deutschen Rei­

ches konnten so die Sozialdemokraten bereits I '11,77 über 31" ", 1'11,'11,7 
fast 37"" der Wiihlerstimmen gewinnen, während ihr Anteil in den 

30'11, Wahlkreisen ohne gröl.\ere Städte im Durchschnitt bei nur 4,9"" 
hzw. 4,5"" lag.") 

Die für die Reichstagswahlen seit I '11,9'11, vorliegenden detaillier­

ten Angahen über die Stimmabgabe für die einzelnen Parteien nach 

Orhgrößenklassen (Tabelle 3) zeigen, daß der Stimmenanteil der 

Sozialdemokratie in Großstädtcn mit mchr als 100000 Einwohnern 
I '11,9'11, fast viermal so hoch war wie in Landgemeinden mit weniger 

als 2000 Einwohnern; 1912 lag er noch immer fast dreimal so hoch. 
Die Stimmen in den Landgemeinden stammten zudem zu einem er­

heblichen Teil aus Gebieten in der Umgehung von Großstädten 

-C) Die Wahlen zum Deutschen Reil'hstage, in: Statistisches Jahrhuch für das 
Deutsche Reich 9, 1888, 139-143. 



Tab. -' Verteilung der für die SPD bei Reichstagswahlen abgegebenen 
Stimmen auf Ortsgröl.knklassen') 

Jahr der Wahl !'iJl\\ oh- gültige Finwoh-
nerzahl Stimmen r. nerzahl 
nach der dieSPDin nach der 

Ortsgröl.kn- letzten "" aller r. letzten 
klasse Volks7:ihl. die Partei Volksziihl. 

in I'".!) abgegebe- in Tsd h
) 

nen 
Slinllllen") 

ll'liS a <'2,7 26,S 2756X 
b 17,6 20,S li In 
c 1<,,7 22,li X 21 X 
d 14,0 2li,6 72liX 

a-d 100 100 <,22XO 

I <)().' a 4<,,6 24,4 256X6 
b 19,3 20,li IOX95 
c I~U 24,2 10334 
d 16,S 30,5 li 444 

a-d IO() 100 56367 

Ili07 a 42,) 21,0 25753 
b Ili,3 I li ,li 11724 
c Ili,2 24,4 11612 
d Ili,O 34,7 11542 

a-d 100 100 t>0 64 I 

Ilil2 a ]li,li 21.7 25872 
b IX,li IS,li 12'273 
c Ili,9 23,8 1290li 
d 21.4 35,7 1.1 861 

a-d 100 100 64926 

a = (jcmeinden mit weniger ab 2000 Einwohnern 
b = Gemeinden mit 2000 bis 10000 Einwohnern 
c = Gemeinden mit 10000 bis 100000 Einwohnern 
d = Großstiidte mit 100000 und mehr Einwohnern 

gültige gültige 
Stimmen Stimmen 
für die für die 
SPD SPD in "" 

aller gülti-
gen Slim-
men 

563 X:i2 14,2 
43743li 32,S 
4X2651 3:-1,2 
623 134 52,6 

2107076 '27 ,2 

735093 17.1 
62X 66X 35,0 
72liOx3 41,li 
li IBn 55,1 

3010771 31,7 

683 15' 14,1 
64li37li 30,6 
7% 682 3~U 

I I 2n 1.1 50,6 
-' 259 02li 2X,li 

no 50<' 1<),0 
X0217::' 35,8 

1012323 42,li 
1515399 54,8 
4250399 34)\ 

") Wegen Rundungsfehlern addieren sich die Prozentzahlen nicht immer zu 
100. 

h) für 1903, 1907 und 1912 weicht der angegebene Wert für die Gesamtbe­
viilkerung "a-d" von der Summe der Einzelsummanden a, b, c und d ab. 
Hier ist im Gesamtwert jeweils die Schiffsbevölkerung enthalten, die sich 
nicht auf die einzelnen Ortsgrößenklassen verteilen ließ (die Abweichung 
für 1898 resultiert lediglich aus einem Rundungsfehler). Die Prozentanga­
beIl in der ersten Spalte jedoch beziehen sich auf die Gesamtbevölkerung 
ohne Schiffsbe\ ölkerung. 
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oder waren - wie etwa in Sachsen -") - ein Zeichen für die Industria­

lisierung der ländlichen und kleinstädtischen Gemeinden."") 
Insgesamt ist das Ansteigen des Wähleranteils aus den Städten 

mit über 10000 Einwohnern an der Gesamtzahl sozialdemokrati­

scher Wähler von 52,5"" I S9X auf fast 60"" 1912 - dahei von knapp 
30"" auf über 35"" in den Grol.lstiidten - vor allem durch Verschie-

-X) Vierteljahrshefte wr Statistik des Deutschen Reichs, Ergiinwngsheft zu 
IX99, I, X. Jg., S2-IOI; Ergänwngsheft zu 1904, I, 13. Jg., 9S-115; Ergän­
zungsheft zu 1907, IV, 10. Jg., 104-123; Statistik des Deutschen Reichs. Bd. 
250. Berlin 19lJ, 100-125. Da in der amtlichen Statistik eine gesonderte Ka­
tegorie für die Großstüdte fehlt. vielmehr alle Stiidte über 10000 Einwohner 
zusammengefaßt werden, mußten die Werte für die hier aufgeführten Ge­
meindegrößenklassen c und d aus den vorliegenden Zahlen, die die Ergeb­
nisse J"ür jede der Großstädte gesondert ausweisen, errechnet werden. 
") Die Verteilung der sozialdemokratischen Stimmen auf Gemeinden ver­
schiedener GriiLienklassen wich im Königreich Sachsen von den in Tabelle 3 
wiedergegebenen Ergebnissen im Reich scharf ab. 
Anteil der Sozialdemokratie in den Gemeindegrößenklassen ll1 Sachsen 
1898-1<)12: 

18n 1<)03 
a 40,0 50,9 
b 50,8 04.4 
c 49,7 5<),2 
d 53,5 01,9 
a-d 49,5 58Jl 
a ~ Gemeinden mit weniger als 2000 Einwohnern 
b ~ Gemeinden mit 2000 bis 10000 Einwohnern 
c ~ Gemeinden mit 10000 bis 100000 Einwohnern 
d ~ Großstüdte mit 100000 und mehr Einwohnern 

1907 1<)12 
40.4 47,8 
53,3 59,0 
50,3 55, I 
51.3 57,3 
48,5 55,0 

Sachsen hatte 1907 von allen deutschen Staaten und preußischen Provinzen 
mit 07, I "." den höchsten Anteil an Lohnarbeitern unter den Erwerbstiitigen. 
Bei der Berechnung der Lohnarbeiter wurden mithelfende Familienangehö­
rige, die in der Berufsstatistik als Arbeiter gelten, und die Verkiiufer in La­
dengeschiiften nicht eingerechnet. dafür aber die Dienenden. Vgl. Die Ent­
wicklung der Lohnarbeiterschaft in den Gebietsteilen des Deutschen Reichs, 
in: Reichs-Arbeitsblatt. H rsg. v. Kaiserlichen Statistischen Amte, Abteilung 
für Arbeiterstatistik 12, 1914, 403-411, hier 403. 
KII) Nach den Berechnungen von Hesse/harth. Revolutionäre Sozialdemokra­
ten (wie Anm. 46), 246-248, stammten von den knapp 564000 bei der 
Reichstagswahl von 1898 für die Sozialdemokratie abgegebenen Stimmen in 
Gemeinden unter 2000 Einwohnern etwa 204000 aus Gebieten mit ländli­
cher Industrie und rund 300000 aus Dörfern mit überwiegender Landwirt­
schaft. Der Schwerpunkt der Sozialdemokratie in den Dörfern lag dabei 
aber auch in Gebieten in der unmittelbaren und weiteren Umgebung groß­
städtischer sozialdemokratischer Hochburgen . 

. __ .~_ ..... , ----------_ .. 
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bungen in der Bevölkerungsstruktur von den kleineren zu den grö­
I.leren Gemeinden in der Zeit des Kaiserreiches bedingt worden. In 

Stiidten mit mehr als 10000 Einwohnern wohnten 111911 knapp 3(J" ", 
1912 bereits über 40';" der Bevölkerung. Die Konzentration auf die 
großen Stiidte war bei den Gewerkschartsmitgliedern sogar noch 
stärker ausgeprägt als bei den Wählern der Sozialdemokratie. So 
lebten 1119545%,1911 aber bereits 56,9"" aller Mitglieder der Freien 
Gewerkschaften in Großstiidten mit mehr als I()()OOO Einwohnern. 
Während die sozialistischen Gewerkschaften so 1911 immerhin zwei 
von fünf gewerblichen Arbeitern und Arbeiterinnen in den Groß­
stiidten gewannen, wurde nur jeder sechste dieser Arbeitergrup(1e in 
Mittel-, Klein- und Landstiidten mit 20ü()-IOüO()O Einwohnern und 
jeder achtzigste in Landgemeinden unter 200() Einwohnern Gewerk­
schaftsmitglied." ') 

Aus Tabelle 3 ist aber auch abzulesen, oal.\ die SOli,t1demokra­
tie in den Großstädten bereits um die Jahrhundertwende mit dwa 
55"" der Stimmen einen gewissen Siittigungsgrad erreicht hatte. 
Nach dem Ersten Weltkrieg sind dann bei den Reichstags\\ahlen 
\on 1920/22 alle sOLialistischen Parteien zusammen in den Groß­
stiidten - im Gegensatz zu ihren recht erheblichen Gewinnen in 
Landgemeinden und Kleimtiidten - weit hinter die Ergebnisse der 
Sozialdemokratie in den letzten Wahlen des Kaiserreiches zurückge­
fallen."') 

XI) l\/a1l.\ Schiillhorcll, Die regionale Aushreitung der deutschen Gewerk. 
schaften im Kaiserreich I X90 his 191 X, I\b., 5 f.: zu den gewerhlichen Arhei· 
tern wurden die in Industrie, Handel und hiiuslichen Diensten (Herufsahtei­
lungen H, C und D) hauptherullich tiitigen Arheiter gerechnet [der Aufsatz 
wird in dem in Anm. 24 erwähnten Silmmelhand veröffentlicht]. 
") Der Anteil illier sozialistischen Parteien (SPD, USPD, KPD) hetrug hei 
den Reichstagswahlen von 191 ~ hzw. 19~()/22: 

1912 1920/22 
a (unter 2000 Einwohner) 20.2 32,t; 
h (2000-10000 Einwohner) 3X,4 42.3 
c (üher 10000 Einwohner) 50,1 47)\ 
d (üher IOO(l()O Einwohner) 57.0 49,9 
insgesamt 36.1 41.7 
Ahweichend von Tahelle -' sind hier unter c - gemäß der amtlichen Statistik 
- alle Gemeinden üher 10000 Einwohnern erfaßt. Es wurden nur die Ge­
hiete herücksichtigt. die 1912 und 1920122 zum Deutschen Reich gehörten. 
Vgl. Gerhan/ A. Riller, Die sozialistischen Parteien in Deutschland zwischen 
K,liserreich und Repuhlik. in: Werner Pöls (Hrsg.), Staat und Gesellschaft 
im politischen Wandel. Beiträge zur Geschichte der modernen Welt. Stutt­
gart 1979. 153. 

Iitl ,I 
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4. Die SPD blieb in der Struktur ihrer Wiihlerschaft eine Partei 
der gewerblichen Arbeiter. Eine zeitgenössische Berechnung, nach 
der bereits IX93 und IX9X mindestens 'I", wahrscheinlich aber eine 
erheblich größere Gruppe der sozialdemokratischen Wähler aus 
dem Bürgertum gekommen sei"'). beruht auf falschen methodischen 
Grundlagen. Auch die Auffassung August Bebeb, dal.i noch 1903 im 
Durchschnitt auf sechs Arbeiterwähler nur ein bürgerlicher Wähler 
fiel""), dürfte den Anteil der Wähler aus dem Bürgertum noch eher 
zu hoch als zu niedrig ansetzen. 

Für die s~ichsische Landtagswahl 1909 liegt eine Statistik vor, 
die s~imtliche Wahlberechtigte und Wühler der 91 Landtagswahl­
kreise Sachsens nach Beruf und Alter gliedert. Aus dieser geht ein­
deutig die \\eitgehende Ahhängigkeit der sozialdemokratischen 
Wahlerfolge von der Stiirke der Arheiter~chaft in den einzelnen 
Wahlkreisen hervor. X5

) Wenn auch die Ergebnisse in Sachsen wegen 
der Industrialisierung vieler liindlicher Gemeinden und des fast völ­
ligen Fehlens katholischer Wühler nicht auf die anderen Gehiete des 
Reiches übertragen werden können, so machen sie doch deutlich. 
daß es seIhst in dieser Hochhurg der Sozialdemokratie nur wenige 
kleinhürgerliche W{ihler der Partei - und diese zudem fast aus­
schliel.llich in den Grol3stiidten - gegehen hat. 

Bis 1912 ist es der Sozialdemokratie zudem nur in wenigen Fäl­
len gelungen, Wahlkreise zu gewinnen, deren ökonomische Struktu-

SI) R. H!ank. Die soziale Zusammensetzung der sozialdemokratischen Wüh­
lehehaft Deutschlands. in: Archi\ r. Sozialwiss. u. Sozialpolitik 20,1'104/05. 
507 tT. nes. 520. Zur Kritik vgl. Rille,.. Arneiternewegung I wie Anm. 44). 77 r. 
'") AI/gI/li Behe!. Die soziale Zusammensetzung der sozialdenll1kratischen 
\Viihkrschaft. in: Neue Zeit 2~. l'I04/()5, Bd. 2. 332-342, nes. 335. 
") Vgl. [)ic Wahlen für die Zweite Kammer der Stiindcversamllliung \0111 

Oktoher und Novemner 1'10'1. I. und 2. Teil. in: Zeihchnft des K. Siichsi­
sehen Statistischen Landesamtes 55, 1'111. 220-243; 57. 1'112. I-II>X; 5X. 
1'112,25'1-331. Vgl. hes. 5X. 1'112. 22S-243. 21>2-275. 311>. Zur Interpretation 
vgl. Rille,.. Wahlrecht (wie Anm. 24). Vgl. weiter die interessante Untersu­
chung üner die Wahlherechtigten und die Wähler des 5. Btrliner Reichstags­
wahlkreises 1'107. die ehenfalls für die 7 Ahteilungen. in die der Wahlkreis 
zur hesse ren Agitation \lln eier Sozialdemokratie eingeteilt wurde. einen en­
gen Zusammenhang zwischen dem Stimmenanteil der Sozialdemokratie und 
dem Anteil der .proletarischen Wühler' zeigt: Die soziale Gliederung der 
Wählerschaft im V. Berliner Reichstagswahlkreis nei der Wahl im Jahre 
1'I()7. Fine Berufsstatistik. Hrsg. v. Sozialdemokratischen Verein für den 
V. Berliner Reichstagswahlkrei'i. Berlin [1'107] . 
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ren nicht durch ein klares Überwiegen von Industrie, Handwerk 

und Handel über die Landwirtschaft gekennzeichnet waren.''') 

5. Die Konfession blieb bis zum Ende des Kaiserreiches - wie 
übrigens auch noch in der Weimarer Republik und in abgeschwäch­

tem Maße in der Bundesrepublikx-) - ein wesentlicher, meist sogar 
entscheidender hlktnr für da~ Wahlverhalten. Bei der Wahl von 

I ';1,77 konnten die Sozialdemokraten so bei einem Reichsdurch­

schnitt von 'I, I"" der Stimmen in den 1'19 Wahlkreisen mit einer pro­

testantischen Bevölkerung von mehr als 75"" 17,2"", in den 4'ö Wahl­

kreisen mit mehr als 75"" Katholiken dagegen nur 1,0"" der W;ihler 

gewinnen. Wenn auch der Unterschied zwischen diesen bei den Ka­
tegorien von Wahlkreisen sich bis zur Reichstagswahl \'on l'ön 
(16,1",,: 2,5",,) verringerte") und nach 1';1,'10 sich die Bindung der ka­

tholischen Arbeiter an das Zentrum lockerte''!) und sie in ihrer 

Loyalität zwi~chen der katholischen Volkspartei des Zentrums und 

der Sozialdemokratie zunehmend gespalten waren, so schnitt die 
SOlialdemokratie doch auch weiterhin in Gebieten mit überwiegend 

protestantischer Bevölkerung sehr viel besser ab als in solchen mit 

einer katholischen Bevölkerungsrnehrheit. Nach einer zeitgenössi­

schen Berechnung haben dic Sozialdemokraten bei der Reichstags­

wahl von 1907 bei einem durchschnittlichen Stimmenanteil von 2'1"" 
im Reich weniger als 10"" der knapp vier Millionen katholischen, 
aber rast 4()"" der 7,"}' Millionen nichtkatholischen, d. h. weit über­

vviegend protestantischen \V;ihler, gev\onnen."") Nur etwa ein Neun-

.<,» Riller. Wahlgeschichtliche, Arheit,huch (wie Anm. 22). 102. 
x') Jiirgen hiller IhullliIs I.indellhoxer Sieg/ried .\,hllll/illlIl. Wahlen und 
Abstimmungen in der Weimarer Rerublik. Materialicn Lum W~lhhnhallcn 
1<J1l)-I<JJJ. München IlJX6, be,. 155-17<J; (jerhartl..J. Riller Merilh Niehlls.l. 
Wahlen in dn Hunde,rerublik Deuhchland. BUIH.lestag'- und Landtagswah· 
len I <J46-1 <JX7. Müm:hen I<JX7, bes. 157. In-IX7. 1<J7I'. 
<X) Vgl. Die Wahlen lum Deutschen Rcich,tage. in: Stati,tischc, Jahrhuch 
für da, Deutsche Reich <J, I XXX, I J<J-14J. 
'>') Zum Rückgang des Stimmenantei Is des Zentrums an den wahlberechtig­
ten Katholiken von IX74--1<J12 \gl. Johallllt'l' Schall!1: Da, Wahl verhalten 
dcr deutschen Katlwlikcn im Kaiserreidl und in der Weimarer Repuhlik. 
Untersuchungen aus dem Jahre 1<J2~. Hrsg. u. eingel. v. Rudolf Morsey. 
Main/ 1<)75, hes. 100. 
"") Lrrechnet nach den Angahen hei .4Ioi.\ "'ÖCher, Die Kl>l1fession der so­
zialdemokratischen Wiihlerschaft 1<J07. Mönchen·(jladhach I<JIJ. ID. Die 
genauen Ziffern <J,J"" hzw. J<J,6"" werden hewußt nicht im Text wiedergege­
hen. um nicht den falschen Eindruck zu erwecken. dal,) sich der Anteil der 
,ozialdemokratischen Wühler der beiden Konfessionen exakt hestimmen 

'111 J!I 
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t~1 da soziald~mokratischen Stimmen kam von Katholiken, rast 
acht Neuntel kamen von Protestanten.''') 

Craphik I: Konfe.,sionen und Stimmahgahe für die Spzialdemo~ratie hei 
der Reichstagswahl \ on I 'IOT") 

llr 
I 

~-

----
.. 

lielle. Die (jrundlagen der sehr komplizierten llerechnungL'n \tUl Kliicker 
k(inncn hier nicht erörtert \Ierden. Sie ,ind m.I-.. im Kern und in der Ten­
denz korrekt. Auch die lahache, daU in den 146 Wahl~rcisen mit einer ka­
tholischen Bevölkerungsmehrheit Ion durdlschnittlich 7X.'I"" 1."\.5"" ekr 
Stimmen für die So/ialdcmokratie ahgegeben \\ urden, dagq'.cn in den 2' 1 
Wahlkreisen mit einer üherwiegend nichtkatholischen Be\ölkerung \ on 
durch,chnittlich X6,2"" 36,5"" der Stimmen auf die So/ialdullokratie entfie­
len, deutet klar darauf hin, dall sehr \iel weniger Katholiken als I'rote,tan­
ten sozialdemokratisch wühlten. Nach der Volk"iihlung \om I. 12. 1'110 he­
stand die dcubche Bevölkerung au, 36,7"" Katholiken. 61.6"" evangelischen 
Christen und 1,7"" weiteren Personen. unter denen 0.95"" .Iudl'n waren. Der 
Anteil der Wühler. die weder Protestanten noch Katholiken waren 11.7",,). 
kann also statisti'L'h weitgdll:nd \ernachliissigt werden. 
"') [.hel. 123 . 
. ") Ehd. 126. Der Antei I der Sozia Idemok raten \\ar inden \\' a h I kreisen mit 
einem Anteil VOll XO-'I5"" Protestanten deutlich höher cd, in (jemcinden mit 
einem I'rotestantenanteil von üher 95" ". weil es sich hei er,tcren \ ielfaeh Ulll 

................ ,,""_._---_._---
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Allerdings hat die Sozialdemokratie bei den folgenden Wahlen 
von 1912 auch in katholischen Industriegebieten und Grof.\sUdten 
Westdeubchlands größere Erfolge erzielen können. 

Tah. 4 Sozialdemokratie und Konfessionen 1'l07 und 1'l12''') 

In Wahl- waren gültige Stimmen für die SI'D 
kreisen mit (in "" aller gültigen Stimmen) 
einer Bevöl-
kerung von 0( 1) 0_20"'" 20-40'~ 11 40-60"" 60-XO"" XO-IO()"" 

l'lO7 1'll2 l'lO7 1'll2 1'l07 1'll2 l'lO7 1'll2 1'l07 1'll2 1'l07 1912 

KATHOLiKl'N 

'lO-IOO"" " ~O 45 -' X -

XO-- lJO"" h 2 IlJ 21 6 10 ::> ::> 

7\1- SO" " 2 I 13 12 5 4 , -
60- 70"" 16 I~ -' 4 I ::> 

~O- ÖO"" I 11 11 .' S -' -' 
PROTEST A NTE N 

50- 6(),'" 1.' X 7 11 6 7 

60- 70"" 4 2 7 11 5 4 I 

70- SO"" 10 (, lJ 4 7 10 ::> 

w- 'l\)"" 7 7 10 1\ 10 12 2 ::> ::> 

'lO-IOO"" 41 27 60 4X 49 66 4 'l 
--.J 

Tabelle 4 zeigt so für 1912 im Vergleich zu 1907 eine deutliche 
Zunahme der ,.katholischen" Wahlkreise, in denen die Sozialdemo­
kratie über 20 oder sogar über 40"·" der Stimnlt'n erringen konnte. 

Wahlkreise in GroLlstüdten oder Industriehezirken handelte. in denen im 
Gegensatz zu den Landgeilleinden und Kleimt;idten eine grülkre Vermi­
schung der Konfessionen >tattfand. 
''') Ausgez;ihlt nach den Ergehnissen in den 3'17 Wahlkreisen des Deuhchen 
Reiches, in: Vierteljahrshefte zur Statistik des Deutschen Reichs. Ergün­
zu ngsheft zu 1'l07. 111. 16. J g .. 10-66: Statisti k des Deutschen Reichs. Bd. 
25\). H. 2. Berlin 1'l13. IU-W. 

1liI __ '."i!I!~IiI'I~\"~1'1;''''Il''I''rll''III''li''iJ·'''''''~''"~'I"',t''''''" ",," """""""""""'''"'''''''''''"''"'''"~'''.'''''' __ • ___ IIII!I!IIIIIIIIIII_IIIIIIII •••••• 
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Eine Detailanalyse hestätigt, aber differenziert auch diesen Trend 
eines langsamen Eindringens der Sozialdemokratie in die katholi­
sche Wählerschaft. 

Wurden 1903 erst 4 und 1907 6 (davon 5 in Stichwahlen) von 
insgesamt 146 Wahlkreisen, in denen die katholische die protestanti­
sche Bevölkerung überwog, gewonnen, darunter 1903 die 2 Wahl­
kreise Münchens, so waren es 1912 bereits 12, obwohl einer der 
Münchner Wahlkreise 1907 und 1912 verlorengegangen war. Beson­
ders die Siege der Sozialdemokratie in Köln und in Düsseldorf 1912 
wurden von der Partei als entscheidender Einbruch in den bisher so 
festen Turm des Zentrums gefeiert."4) Eine genauere Betrachtung 
zeigt allerdings, daß diese beiden Städte - wie auch der Wahlkreis 
Würzburg - nur aufgrund der für die Sozialdemokratie besonders 
günstigen lokalen politischen Konstellation gewonnen werden 
konnten. Die Front des schwarzblauen Blocks von Konservativen 
und Zentrum gegen Liberale und Sozialisten prägte den Wahlkampf 
von 1912 und verhalf der Sozialdemokratie bei den Stichwahlen in 
diesen Wahlkreisen zu einem Teil der liberalen Stimmen.";) Von den 
verbleibenden l) "katholischen" Wahlkreisen entfielen allein 5 auf 
Ebaß-Lothringen, wo nationale Fragen soziale Gegensätze überla­
gerten. Auch wurden von den 5 Mandaten in Elsal.l-Lothringen 3 
erst in der Stichwahl gegen Kandidaten der Elsaß-Lothringer 
(Straßburg-Land, Colmar) bzw. gegen einen unabhängigen Lothrin­
ger (Metz) mit Hilfe der Liberalen gewonnen."h) 

"') Vgl. z. B. Akademikus, Statistische NachkLinge zu den Reichst;lgswahlen, 
in: Neue Zeit 30.1912, Bd. 2, ~17-X25, xox-xn, hes. X71. 
''') In diesen drei Wahlkreisen entfielen in der Hauptwahl und der Stichwahl 
auf die einzelnen Parteien: 

SPD 
Fortschrittliche 

Würzhurg 
I 11 
31,3 53,7 

Volkspartei 2X,I 

DLbseldorf 
I 11 

50,4 

Köln 
I 
41.~ 

Nationalliberale 13,6 10,0 

11 
54,3 

Zentrum 40,6 40,3 47,3 49,0 3X,X 45,7 
Sonstige Parteien 5,7 3,4 
(I = Haupl\~ahl, ll Stichwahl) 
Auch der Wahlkreis Obertaunus in der Provinz Hessen-Nassau, in dem die 
Katholiken die Protestanten leicht üherwogen, aher nur 49"" der Bevölke­
rung stellten, wurde von der Sozialdemokratie erst in der Stichwahl gegen 
den Kandidaten dö Zentrums gewonnen. 

, ,0,'C"g .". 
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Kenll7eichnend hleiht so insgesamt, daß trotz der zum Teil 
durch die spezifischen Bedingungen des Wahlkampfes und einzel­
ner Wahlkreise zu erklärenden Erfolge der Sozialdemokratie in ka­
tholischen Gehieten 1912 nur S,2"1I der überwiegend katholischen, 
aher 39"" der überwiegend protestantischen Wahlkreise einen sozial­
demokratischen Abgeordneten stellten. In fast der Hälfte der ver­
hleihenden protestantischen Wahlkreise, hingegen nur in wenig 
mehr ab 5"" der verhleihenden katholischen Wahlkreise kam die So­
zialdemokratie, wenn auch erfolglos, in die Stichwahlen. 

Das Verhältnis von Sozialdemokratie und Katholizismus 
scheint allerdings regional sehr unterschiedlich gewesen zu sein. In 
den preußischen West provinzen waren die katholischen Arbeiter als 
Ergehnis eines hesonders heftigen Kulturkampfes zunächst in das 
religiös-soziale Milieu voll eingehunden worden und konnten von 
der hier meist scharf antikirchlichen Sozialdemokratie nur nach ih­
rem Bruch mit der Kirche gewonnen werden. Dagegen war es vor 
allem in Teilen Bayerns, wo es die populäre Tradition eines antikle­
rikalen Katholizismus gah und Sozialdemokratie und Zentrum in 
der Landespolitik zeitweise eng zusammenarbeiteten"'), offenbar 
leichter möglich, sozialdemokratisch zu wiihlen, ohne mit dem 
Glauhen und dem bisherigen Lebenskreis zu brechen. 

Die Sozialdemokratie hat also nicht vermocht, alle Arbeiter­
gruppen für sich zu gewinnen. Noch weniger gelang ihr vor 1914 die 
Umwandlung von einer Klassenpartei der Arbeiter in eine Volks­
partei, die zudem von den Führern der Sozialdemokratie - mit Aus­
nahme der Reformisten und Revisionisten - auch hewußt nicht ge­
wünscht wurde. 

Bei der Gründung und in der Frühgeschichte der Sozialdemo­
kratie hatten kleinere, oft ohne Gesellen arbeitende Handwerksmei­

"~ni In diesen Wahlkreisen entfielen in der Hauptwahl und der Stichwahl auf 
die einzelnen Parteien: 

SPD 
Eisa 1.\- Lothringer 
Liherale Landespartei 
Fortschritt!. 
Unahhiingige Lothringer 

Landkreis 
Stral.\hurg 
I 11 
38,2 
34,7 

27,0 

57,7 
42,3 

(I = Hauptwahl, 11 = Stichwahl) 

Colmar 
I 11 
:n,2 
43,7 
22,9 

52,3 
47,7 

"~'i llir,eh/dder. Bayerische Sozialdemokratie (wie Anm. 
472-481. 

Metz 
I 11 
36,9 55.3 

24,3 
38,7 44.7 

26), T. 11, hes. 
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ster - \or allem wenn sie in Abhängigkeit eines Verlegers gerieten, 
der ihnen die Rohstoffe lieferte und die Waren abnahm - noch eine 
nicht unerhebliche soziale Gruppe der Partei gebildet. Sie stellten 
auch nicht wenige der Mitglieder der vielen Arbeiter-Produktivge­
nossensehaften, die in den I ~50er und I i<60er Jahren entstanden 
und zuniichst von den sich heraushildenden Arheiterparteien und 
Gewerkschaften unterstützt wurden. Diese halbselbständigen Mei­
ster wurden ahn seit den frühen 1i<70er Jahren mit dem Rückgang 
der Heimindustrie und dem Zusammenbruch der meisten Produktiv­
genossenschaften, die vielfach am Prohlem der Kapitalakkumula­
tion und der Finanzierung von Modernisierungsinvestitionen schei­
terten, häufig zu Lohnarbeitern. Die in der großen Wirtschaftskrise 
nach 1873 einsetzende und in der Krise der frühen 1890er Jahre ver­
stärkte Politisierung der verhliebenen Handwerksmeister und die 
Heraushildung ihrer ökonomischen Interessenvertretung erfolgten 
dann unter dem Zeichen einer Regierungspolitik zur Stützung des al­
ten Mittelstandes, durch die bewußt ein Damm gegen ein weiteres 
Vordringen der Sozialdemokratie errichtet werden sollte."') Auch die 
Hoffnung, daß die in den frühen 1890er Jahren recht erfolgreiche 
Agitation der Antisemiten, die den "kapitalisti~chen Juden" zum 
Sündenbock für die ökonomischen Probleme und die teilweise Ver­
elendung vor allem von Kleinhauern, Kleinhandwerkern und Klein­
händlern machten, durch die Politisierung dieser sozialen Gruppen 
letztlich der Sozialdemokratie als der einzigen konsequent antikapi­
talistischen Partei zugute kommen würde, erfüllte sich nicht."") Die 
Auffassung BebeIs, dal.\ eine Hinwendung der "dem Untergang oder 

''') Vgl. dazu Slll/lamil Vollwl'. Thc Rise 01' Popular Antimodernism in 
Germany. The Urhan Master Artisans, I ~73-1 ~96. Princeton 19n: Roher! 
Gel/ale/I'. The Politics 01' Economic Despair : Shopkeepers and German 
Pplitics 1~9()-1914. Londonißeverly Hilb 1974. 
" .. ) Vgl. Rosemarie Leuschell-Seppe/. Sozialdemokratie und Antisemitismus 
im Kaiserreich. Die Auseinandersetzungen der Partei mit den konservativen 
und völk ischen Strömungen des Antisemitismus 1871-1914. Bonn 19n. -
Eduard Bernstein hat ührigens schon am 2. Mai 189.' in einem Brief an 
Kautsky gefordert. daß es an der Zeit sei ... die Falschheit der Gegenüberstel­
lung: Antisemitismus-jüdi'iches Kapital in /lnsrer Presse nachzuweisen. Dem 
Antisemitismus von heute ist das jüdische Kapital nur Vorwand, ein dem­
agogisches Millel. die jüdische Konkurrenz in allen möglichen Berufen los­
fuwerden."" Er g.l'lllhe nicht, dal.\ der Antisemitismus der Sozialdemokratie 
dort, wo sie stark sei. Ahhruch tun werde, "daß er uns aber da. wo wir nicht 
stark sind. sehr wohl hindern kann, hahen verschiedene Nachwahlen ge­
zeigt": NL Kauhky, IISG Amsterdam. D V, 243. 
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immer prekärerer Existenz verfallenen Mittelschichten" zur SOliaI­
demokratie erst eintreten werde, wenn diese zu der Erkenntnis kom­
men, "daß die ganze Handwerker- und Mittebtandsretterei für die 
Katz ist"' und ihre Proletarisierung nicht aufgehalten werden 
kann 'IJIJ

), enthob zwar die Sozialdemokratie der Notwendigkeit, eine 
eigene konstruktive Politik für den alten Mittelstand zu formulieren. 
Sie fand aher verständlicherweise bei den mit dem Untergangsdogma 
konfrontierten sozialen Gruppen wenig Gegenliebe. 

Noch wichtiger ab die Entfremdung vom alten Mittelstand W<!f 

für die langfristigen Wahlaussichten der Partei das Unvermögen der 
Sozialdemokratie, größere Teile des sogenannten neuen Mittelstan­
des der Beamten lind Angestellten für sich zu gewinnen. Wührend 
dieses Manko für die unteren Beamten des monarchischen Staates _ 
etwa hei den Eisenhahnen und der Post - durch deren Furcht vor 
disziplinarischen Maßnahmen erklärt werden kann, ist die ungenü­
gende Resonanz bei den Angestellten zu einem erhehlichen Teil auf 
Versäumnisse der Sozialdemokratie und der Freien Gewerkschaften 
selbst zurückzuführen. Kennzeichnend für die sozialdemokratische 
Angestelltenpolitik ist die Diskrepanz zwischen der frühen Erkennt­
nis des Angestelltenprohlems und dem weitgehenden Scheitern der 
politischen und freigewerkschaftlichen Agitations- und Organ isa­
tionsarheit in dieser Gruppe. Während schon in den IlS80er und frü­
hen 1890er Jahren lokale sozialdemokratische Angestelltenorganisa­
tionen entstanden und Flugschriften für die Angestellten herausge­
gehen wurden""), versüumte es die Partei, ein tragfiihiges und at-

'''''I Behe!. Soziale Zusammensetzung (wie Anm. l\4), .'36. 
'''') Vgl. Paul Lange. Die Privatange,tellten und die Sozialdemokratie. 111: 

Neue Zeit 30.1911/12. Bd. I. 822-X26: den .. Die Privatange<;\ellten und die 
politischen Parteien, in: Neue Zeit 29. 1910/11, Bd. 2, RI6-823: das .. Die 
soziale Bewegung der kaufm~nnischen Angestellten. Berlin 1920. bes. 72-X4. 
177-184: ders .. Handlungsgehilfen-Bewegung und Sozialpolitik. Referat er­
stattet der Sechsten Generalversammlung des Zentralverhandes der Hand­
lungsgehilfen und Gehilfinnen Deutschlands, Sitz Hamhurg UL und 9. Juni 
1908 in München). Hamhurg 1908: Eduard Bernstein (Hrsg.). Die Ge­
schichte der Berliner Arheiler-Bewegung. Ein Kapitel zur Geschichte der 
deutschen Sozialdemokratie. T. -': Fünfzehn Jahre Berliner Arbeiterhewe­
gung unter dem gemeinen Recht. Berlin 1910, hes. 355-368. AI, Beispiele ,0-

zialdemokratischer Flugschriften für die Angestellten seien erwähnt: Alhen 
Auerhach. Die Handlungsgehilfen-Bewegung in ihren Ursachen und Zielen. 
Rede gehalten in einer öffentlichen Versammlung am 3. März 1887 zu Stet­
tin. Berlin 18X7: ders .. Der Kaufmann und Die Sozialdemokratie. Berlin 
1891; Der Handlungsgehilfe und die Kaiser\. Sozial- Reform. Eine Antwort 
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traktives Konzept sozialdemokratischer Angestelltenpolitik zu ent­
wickeln. Zwar sah man die Expansion der Angestelltenschaft als 
Konsequenz eines zunehmenden Konzentrations- und Arbeitstei­
lungsprozesses in Industrie und Handel, gleichzeitig interpretierte 
man diesen Prozeß aber als eine Entwicklung, die den Unterschied 
zwischen Angestellten und Arbeitern aufheben und die Masse der 
Angestellten tendenziell zu Proletariern machen würde.,(2) Damit 
gerieten die Partei und die Freien Gewerkschaften, die diese Gesell­
schaftsanalyse teilten, in einen Gegensatz zu dem Selbstverständnis 
und den Interessen der Mehrheit der Angestellten, die sich eben 
nicht als Proletarier, sondern als Privatbeamte, Techniker, neuen 
Mittelstand oder Kaufleute betrachteten, sowie massiv - und im An­
gestelltenversicherungsgesetz von 1911 schließlich auch erfolgreich 
- für ihre gesonderte Berücksichtigung in der staatlichen Sozialpoli­
tik eintraten.'u,) Die Befangenheit in der marxistischen These von 
der notwendigen Proletarisierung des Mittelstandes und die spezifi­
schen Interessen der Masse ihrer aus der gewerblichen Arbeiter­
schaft kommenden Mitglieder und Wähler führten die Sozialdemo­
kratie zu einer ähnlichen politischen Abstinenz gegenüber den An­
gestellten wie sie schon gegenüber den Bauern und dem alten Mit­
telstand der Handwerker und Kleinhändler kennzeichnend gewesen 
war. Man fuhr fort, auf die Korrektur des "falschen", d. h. noch 
nicht proletarischen Bewußtseins der Angestellten als Konsequenz 
der weiteren Entwicklung zu warten. 

Diese Einstellung hat - neben der Orientierung großer Teile der 
Angestelltenschaft an völkisch-nationalistischen Parolen'f)') und der 

an den Herrn Minister \. Rötlicher betreffend die Arbeitsverhiiltnisse im 
Handelsgewerbe. Bearb. u. hrsg. \. der ,Freien Vereinigung der Kauneute' zu 
Berlin. Berlin IX9."\. 
'''') Typisch dafür ist die Äußerung Karl Kaul.IArs in seinem Werk: Bernstein 
und das sozialdemokratische Programm. Eine Antikritik. Stuttgart I X99, 
1."\."\: ". .. je schneller dies Anwachsen [der Intelligenz, gemeint sind vor allem 
die Angestellten] vor sich geht, desto rascher auch der Prozeß der Proletarisi­
rung innerhalb des neuen Mittelstandes". 
"") Zum Zusammenhang zwischen dem Aufschwung der Angestelltenbewe­
gung zur Massenbewegung und der Kampagne für die Schaffung einer ge­
sonderten Renten- und Hinterbliebenenversicherung für die Angestellten 
vgl. Emil Lederer, Die Pensionsversicherung der Angestellten, in: Archiv für 
Sozialwissenschaft und Sozialpolitik 33, 1911,780-841. 
"") Vgl. dazu Iris lIamel. Völkischer Verband und nationale Gewerkschaft. 
Der Deutschnationale Handlungsgehilfen-Verband I R93-1933. Frankfurt 
am Main 1967. 
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sozialen Kluft zwischen Angestellten und Arbeitern - bewirkt, daß 
die seit der Jahrhundertwende von allen politischen Kräften heftig 
umworbene und schneller als die Arbeiterschaft wachsende Ange­
stelltenschaft, von wenigen Ausnahmen abgesehen, vor dem Ersten 
Weltkrieg keine Koalition mit den Arbeitern einging und sich von 
den politischen und gewerkschaftlichen Organisationen der soziali­
stischen Arbeiterbewegung scharf abgrenzte. 

Insgesamt hat sich vor 1914 das Rekrutierungspotential der So­
zialdemokratie durch die industriekapitalistische Dynamik des Kai­
serreiches, die zur Vermehrung der Lohnabhängigen und der Be­
wohner der Städte führte, durch die Säkularisierung, die den hem­
menden Einfluß der Kirche auf die Ausdehnung der Partei verrin­
gerte, und durch das Heranwachsen einer neuen sozialen Genera­
tion, die nicht mehr unmittelbar von den Erfolgen der nationalen 
Politik in der Reichsgründungszeit geprägt war, erweitert. Es wurde 
aber auch bereits vor 1914 deutlich, daß die Wandlungen in Wirt­
schaft und Gesellschaft und die politische Mobilisierung immer wei­
terer Schichten der Bevölkerung nicht notwendig und automatisch 
der Partei zugute kommen würden. 

Die der Sozialdemokratie gestellte Aufgabe, ihre soziale Basis 
über die gewerbliche Arbeiterschaft hinaus zu erweitern und von ei­
ner Klassenpartei der Arbeiter zu einer Partei der Arbeitnehmer und 
schließlich zu einer echten Volkspartei zu werden, wurde jedoch 
nicht gelöst. Ebensowenig gelang es ihr, von den Entwicklungen in 
Süddeutschland abgesehen, ihre politische Isolation durch die Ko­
operation mit anderen politischen und sozialen Kräften zu überwin­
den und damit auch ihr Machtpotential für eine Demokratisierung 
des Deutschen Reichs und der deutschen Einzelstaaten zu mobili­
sieren. 

Man kann gewiß daran zweifeln, daß es überhaupt zuverlässige 
Partner mit genügendem politischem und sozialem Gewicht für eine 
weitreichende demokratische Reformpolitik gegeben hätte. Es ist je­
doch auch nicht zu übersehen, daß die parteioffizielle Analyse des 
Kaiserreiches und seiner Entwicklungstendenzen und die daraus ab­
geleitete politische Strategie der Partei führer einer alternativen akti­
ven Reformpolitik der Sozialdemokratie im Rahmen des bestehen­
den Herrschafts- und Gesellschaftssystems, wie sie von Reformisten 
und Revisionisten gefordert wurde, im Wege standen. So ging Au­
gust BebeI, der unbestrittene Führer der Partei, von der Auffassung 
aus, daß die sozialen Interessen immer ausschlaggebender für die 
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Parteihindung würden, daß sich der Klassengegensatz verschärfen 
und die Proletarisierung heschleunigen würde. Diese Prozesse wür­
den nehen dem alten Mittelstand auch den neuen Mittelstand der 
Angestellten und die katholischen Arheiter notwendig der Sozialde­
mokratie in die Arme treihen'";) und - das war auch die Meinung 
des Parteitheoretikers Karl Kautsky'"h) - der Sozialdemokratie fast 
zwangsläufig zu einer Mehrheit der Wähler verhelfen. Diese optimi­
stische Einschiüzung heruhte aher auf unrealistischen Annahmen. 
Wie die sogenannte ,Hottentottenwahl' von 1907, aher auch die 
schlechten Ergehnisse der Partei in Gehieten mit starker polnischer 
Bevölkerung zeigen, konnten nationale Parolen und Gegensätze so­
ziale und ökonomische Differenzen in den Hintergrund drängen. 
Auch kulturelle Faktoren, hesonders die Konfession, spielten für 
das Wahlverhalten weiter eine entscheidende Rolle. 

Der Prozeß der Konstituierung des Proletariats als ökonomi­
scher, sozialer und politischer Klasse und die Ahschleifung der 
DilTerenlen zwischen den einzelnen Arheitergruppen, die in der 
Forschung der let7ten Jahre für den Zeitraum his 1870 zu Recht so 
viel Aufmerksamkeit gefunden hahen'"-), gingen gewiß im Kaiser­
reich weiter. Gleichzeitig setzte aher hereits ein gegenläufiger Pro­
zeLl der erneuten Differenzierung der Arheiterschaft nach Qualifika­
tion, Art der Arheit und Aufstiegschancen und auch der Auflösung 
des Proletariats ein. Dieser wurde durch die rasche Expansion des 
neuen Mittelstandes der Angestellten und Beamten, durch die Ent­
wicklung des Sozialstaats, der allerdings nur sehr langsam die Le­
henschancen verschiedener Schichten der Bevölkerung tendenziell 
einander anniiherte, aher auch durch die große Attraktivität hürger­
Iicher Normen und Lehensweisen für die Arheiterschaft unterstützt. 

"") Rehe/. Sozial<: Zusammensetzung (wie Anm. 84), hes. 336 L, 340-342. 
''''') Kar/ Kal/l.lk\'. Der neue Liheralismus und der neue Mittelstand, in: Vor­
wiirts v. 25. 2. I<) 12, I. Beilage. Der ,ozialdemokrati,chen Agitation setzte 
Kauhky kurz nach der Reichstagswahl I<) 12 folgende Aufgahen: "Drei 
große Gehiete der Rekrutierung hahen wir uns zu erschließen. Gelingt co, 
uns. die ZelllrlllllSarheiler aus den kirchlichen Fesseln zu hefreien. die ostel­
hischen Lalldarheiler gegen den Terrorismus der Konservativen zu wapp­
nen. und treiht uns liherale Schwiiche die große Masse des lIel/ell Mille/slall­
dn in die Arme. so hahen wir die Mehrheit des deutschen Volkes gewonnen 
und unser weiterer Vormarsch wird unwiderstehlich" (Hervorhehungen Ivie 
im Text). 
'''-) Methodisch richtungsweisend war hier die Studie von Zu·ahr. Zur Kon­
stituieruilg des Proletariats als Klasse (wie Anm. 2). 
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Die Partei war so, wIe die Gewerkschaften vor dem Ersten 
Weltkrieg, durch ihre einseitige Konzentration auf die Klasseninter­
essen der Arbeiter und ihre starre Abgrenzung von anderen sozialen 
und politischen Kräften in eine Sackgasse geraten. 

Es würde hier zu weit führen, die vielfältigen Motive zu analy­
sieren, die die Sozialdemokratie und - noch vor ihr - die Freien Ge­
werkschaften bewogen haben, sich, wie die Arbeiterbewegungen der 
anderen kriegführenden Industrienationen, für die Bewilligung der 
Kriegskredite und den sozialen und politischen Burgfrieden bei 
Ausbruch des Ersten Weltkrieges zu entscheiden. Die nationale Be­
geisterung, die Teile der Arbeiterschaft erfaßte, die Furcht vor einer 
Herrschaft der zaristischen Autokratie über Europa, der Wunsch 
nach Behauptung der im internationalen Vergleich als relativ weit­
gehend angesehenen sozialen Errungenschaften und die Angst vor 
der Zerschlagung der Organisationen und einer Verelendung der 
Arbeiter bei einer oppositionellen Politik - all das spielte zweifello, 
eine Rolle. Daneben bestand aber auch die E:.rwartung, bei einer 
Politik der Zusammenarbeit mit der Regierung und den bürgerli­
chen Parteien aus der Sackgasse herauszukommen. die politische 
Isolierung zu überwinden und die Demokratisierung des Staates 
und der Gesellschaft vorantreiben zu können. Der badische reformi­
stische Sozialisten führer Ludwig Frank, die wohl grö13te politische 
Begabung der Sozialdemokratie vor Beginn des Ersten Weltkrieges. 
hrachte das einige Wochen vor seinem Tod als Kriegsfreiwilliger 
Ende August 1914 auf die Formel: "Statt eines Generalstreiks füh­
ren wir für das preußische Wahlrecht einen Krieg.""Iö) 

Es ist bekannt, daß die Erwartungen der Sozialdemokratie 
durch die Entwicklung einer annexionistischen. illu,ion~iren Kriegs­
zielpolitik sowie die Regierungstaktik, demokratische Reformen zu 
verschleppen, schwer enttäuscht wurden. Verbunden mit der weitge­
henden Verelendung der Unterschichten und der Destabilisierung 
der Arbeiterschaft vor allem in den Zentren der rapide expandieren­
den Rüstungsindustrie wurde damit die Spaltung der sozialdemo­
kratischen Bewegung, die gleichzeitig eine entscheidende Schwä­
chung der Weimarer Republik bedeutete, letztlich unvermeidbar. 

'''x) Ludwig "rank an Gusta\' Maver <Im 27. Aug. 1914. in: Lut/wiR Pran/ ... bn 
Vorhild der deutschen Arneiteriugend. Aufsätze, Reden und Briefe. Ausgew. 
1I. eingel. v. Hedwig Wachenheim. Berlin 1924,1321'. 


